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im Landesbezirk
Nord, aus dem ich
komme, gibt es
kirchengemäße
Tarifverträge für die
Nordelbische Kirche
und für einen Teil der
Diakonie. Die Tarifar-
beit dort klappt, sie
gestaltet sich biswei-
len schwierig, nicht
anders als in anderen
Bereichen der Wohl-

fahrtspflege. Vor eineinhalb Jahren
haben wir mit dem kirchlichen Ta-
rifvertrag Diakonie einen Reformta-
rifvertrag entwickelt, der die verän-
derten Refinanzierungsbedingun-
gen im Sozial- und Gesundheitswe-
sen berücksichtigt. 

Verfahren und Inhalte, die in
Nordelbien entwickelt worden sind,
könnten nach unserer Auffassung
Verhandlungsgrundlage auch für
andere Landeskirchen, für diakoni-
sche und caritative Einrichtungen
werden, wobei die inzwischen
erreichten Verhandlungsstände der

Prozessvereinbarung im öffent-
lichen Dienst einzubeziehen wären. 

Statt aber das immer wieder
geäußerte Verhandlungsangebot
von ver.di aufzugreifen und ge-
meinsam nach Antworten zu
suchen auf die von der Politik
gesetzten neuen Rahmenbedin-
gungen, statt die Unterbietungs-
konkurrenz bei den Personalkosten
durch flächentarifliche Regelungen
zu begrenzen, verharren die Besitz-
standswahrer bei den kirchlichen,
diakonischen und caritativen
Arbeitgebern auf ihren bekannten
ideologischen Positionen einer
faktischen Suspendierung der Tarif-
autonomie im kirchlichen Raum.
Entweder verharren damit kirch-
liche Einrichtungen in der Unbe-
weglichkeit und gefährden ihre
Existenz oder sie beginnen hektisch
und unkoordiniert mit der Moder-
nisierung ihres jeweils einzelnen
Arbeitsrechts: 
Spartenkommissionen, regionale
Kommissionen, Betriebskommis-
sionen, eigene Prozessvereinba-
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Vorweg
Auf unsere Null-Nummer des
ver.di-Kircheninfos haben wir viele
positive Reaktionen von Leserinnen
und Lesern bekommen. Dies hat
uns Mut gemacht und spornt zu
weiteren Ausgaben an. Uns freut
besonders, dass nach der kostenlo-
sen Null-Nummer auch die Tatsa-
che, dass die Bezieherinnen und
Bezieher bereits für diese Ausgabe
kostenpflichtige Bestellungen vor-
nehmen mussten, kein Hinderungs-
grund für eine sehr große Zahl von
Bestellungen war. Sie kamen aus
der gesamten Republik, aus allen
Landeskirchen und Bistümern, von
ver.di-Landesbezirken wie auch –
besonders wichtig – von vielen Mit-
arbeitervertretungen.

Jedes bestellte Kircheninfo
sichert die Herausgabe von wei-
teren Ausgaben. Also: Nichts wie
ran und an die Redaktionsadresse
und/oder die zuständige ver.di-
Gliederung wenden.

Zum Schluss noch kurz, wer
das Kircheninfo »macht«. Die Ar-
beitsredaktion, die von weiteren
Kolleginnen und Kollegen aus dem
gesamten Bundesgebiet unterstützt
wird, bilden Renate Richter, bis vor
2 Jahren Vorsitzende des Gesamt-
ausschusses der bremischen Diako-
nie und jetzt bei ver.di in der
Bundesverwaltung für die Kirchen
zuständig; Dr. Herbert Deppisch
(MAV-Vorsitzender im Diakoni-
schen Werk Nürnberg); Erhard
Schleitzer, Vorsitzender der Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeiterver-

tretungen der Diakonie Hessen-
Nassau und der ver.di-Bundesfach-
gruppe Kirchen sowie Ulrich Peter,
verfasste Berlin-Brandenburgische
Kirche. Wir möchten ausdrücklich
zu Leserinnen-/Leserbriefen auffor-
dern und zu redaktionellen Bei-
trägen. Es findet in den Regionen
vieles im Kirchenbereich statt, was
sich mitzuteilen lohnt. Wir wollen
von Ereignissen, Aktionen, Lern-
prozessen, Erfolgen und Niederla-
gen berichten. Wir wollen Konzep-
te vorstellen für MAV-Mitglieder,
kirchliche Gewerkschaftsmitglieder
und andere interessierte Beschäf-
tigte der Kirchen. Schickt uns eure
Texte, Fotos, Flugblätter und Infos.

Wir wünschen viel Spaß beim
Lesen und hoffen auf viele weitere
Ausgaben.       Eure Redaktion
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Modernisieren ja – aber gemeinsam!

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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rungen, Ausnahmeregelungen,
zunehmende betriebliche Abwei-
chungen sind eher Ausdruck von
Hilflosigkeit denn von vernünftiger
Strategie. Runter mit den Personal-
kosten – koste es, was es wolle, 
ist die Devise. 

Unterdessen schreitet die
Modernisierung des Tarifrechts im
öffentlichen Dienst munter voran.
Bis Juni soll die Arbeit in den
Projektgruppen mit den Arbeit-
gebern abgeschlossen sein. 

Nach umfassender gewerkschaft-
licher Diskussion und Beschluss-
fassung in der Bundestarifkommis-
sion öffentlicher Dienst soll das
neue Tarifwerk für rund 4 Millionen
ArbeiterInnen und Angestellte bis
31.1.2005 stehen. 

Die Zwischenergebnisse in den
Projekten sind für alle Mitglieder
zugänglich. Es wäre sinnvoll, schon
jetzt die verschiedenen Modernisie-
rungsvorhaben im Kirchenbereich
mit der Arbeit in den Projektgrup-

pen zu verzahnen. ver.di ist gern
bereit, dabei Unterstützung zu
leisten und dies mit zu organi-
sieren. Es hilft nichts, wenn die
Kirchen beiseite stehen. Sie mögen
zwar nicht von dieser Welt sein,
aber sie sind in dieser Welt. 

Ellen Paschke, 
Bundesfachbereichsleiterin  

Gesundheit, Soziale Dienste,
Wohlfahrt und Kirchen

Im Juli 2003 entwendete die
Geschäftsführung der Borghardt-
stiftung zu Stendal in Sachsen-
Anhalt den PC der Mitarbeiter-
vertretung und kündigte dem Vor-
sitzenden Ralf Hess fristlos. Man
behauptete, er habe 0190iger
Nummern angewählt und eine
Rechnung über mehrere Hundert
Euro verursacht. 

Am 11. Dezember 2003 fand
die Verhandlung vor dem Arbeits-
gericht statt. Der Vorsitzende Rich-

ter Bundschuh sah alle Vorwürfe
der Geschäftsleitung als nicht halt-
bar an. Die kriminaltechnischen
Untersuchungen des Rechners be-
wiesen, dass über diesen PC keine
solchen Anrufe getätigt wurden.
Ralf Hess war zu Unrecht beschul-
digt worden.

Inzwischen ist der Vorstands-
vorsitzende der Borghardtstiftung
nicht mehr in seinem Amt. Auch
der Geschäftsbesorgungsvertrag
mit dem Corneliuswerk Burg und

somit der Vertrag des bisherigen
Geschäftsführers Tiemann wurden
fristlos gekündigt. 

Der neue, jetzt hauptamtliche
Vorstand hat schnell erkannt, wie
wichtig es für das Betriebsklima
und die Außenwirkung der Einrich-
tung ist, dass wieder in Ruhe gear-
beitet wird.

Schon einen Tag nach dem
Gerichtstermin saß Ralf Hess wie-
der an seinem Schreibtisch im Büro
der Mitarbeitervertretung.

Ralf Hess gewinnt Kündigungsschutzprozess

Solidarität hat's gebracht!

Interview mit Ralf Hess

Renate Richter, ver.di Bundesver-
waltung: Lieber Ralf, du hast
schwierige Zeiten hinter dir – wel-
ches war die schwerste Stunde?
Ralf: Die schwerste Zeit war immer,
wenn ich die Klageschriften gele-
sen habe mit 21/22 Seiten. Mir
wurden Sachen vorgeworfen, die
ich nie getan hatte. Jetzt weiß ich,
dass die Geschäftsleitung das auch
genau wusste! Die Stellungnahmen
meines Rechtsanwalts Bernhard
Baumann-Czichon haben mir dann
wieder Mut gemacht. Denn

zwischendurch zweifelt man ja
manchmal an seinem Verstand!

Renate: Was hat dir den Rücken
gestärkt?
Ralf: Was mich sehr aufgebaut hat,
waren die kriminaltechnischen
Untersuchungen infolge der Straf-
anzeige der Geschäftsleitung
gegen mich wegen des Verdachts
auf Betrug. Erst aufgrund der An-
zeige hatte ich die Gelegenheit, in
die Akten zu gucken mit den Rech-
nungen über meine angeblichen
Telefonate. Als ich dann sehen
konnte, zu dem Zeitpunkt war ich

nachweislich nicht da – da fiel mir
ein riesen Stein vom Herzen!

Renate: So eine Strafanzeige hört
sich zunächst mal ganz schrecklich
an, hat dann aber dazu geführt,
dass du dich wehren konntest?
Ralf: Ja, das war für mich wirklich
wichtig, als der Polizist mir sagte:
»Herr Hess, ich mache diese Arbeit
seit über 6 Jahren. Was hier ab-
geht, ist einmalig.« Und er hat mir
erklärt, dass von diesem Rechner
aus niemals pornographische
Seiten angeguckt worden sind. 
Das war einer der wesentlichen
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Schlüsselmomente für mich. 
Ich wusste: jetzt kann ich bewei-
sen, dass an den Vorwürfen nichts
dran ist.

Renate: Wie war es, so viele Mo-
nate Zuhause? 
Ralf: Es waren fast genau 5 Mo-
nate. Die ersten Monate vergingen
eigentlich wie im Flug. Ich war oft
zu den Sitzungen der MAV zu ein-
zelnen Tagesordnungspunkten ein-
geladen und auch als sachkundige
Person zum Gesamtausschuss. Die
letzten 2½ Monate waren am hef-
tigsten. Ich kann mich jetzt so rich-

tig reinversetzen, wie sich Langzeit-
arbeitslose fühlen müssen. Und
wenn man das Gefühl bekommt,
man wird eigentlich gar nicht mehr
gebraucht! Die MAV war selbst-
ständiger geworden, und das ist
auch gut so. Aber ich fühlte mich
überflüssig.
Renate: Was hat dir geholfen, den
Mut nicht zu verlieren?
Ralf: Die Kontakte mit meinem
Rechtsanwalt, die bundesweiten
Solidaritätsbekundungen und auch
die vielen Veröffentlichungen von
ver.di haben mich bestärkt, weiter
zu machen. Und dass meine Fami-
lie und meine Frau in so einer bri-
santen Situation total hinter mir
gestanden haben. Da war ja der
Vorwurf, ich hätte kinderpornogra-
phisches Material runtergeladen,
das könnte natürlich schon zu
Schwierigkeiten zu Hause führen. 

Meine Mitarbeiter sind teil-
weise in Tränen ausgebrochen,
wenn sie mich trafen und sagten,
Mensch halt bloß durch, wir brau-
chen dich. Denen war ich es ein-
fach schuldig, wiederzukommen. 

Renate: Wie war die Reaktion
deiner Kolleginnen und Kollegen in
der MAV?
Ralf: Für sie war es eine ganz
schwere Zeit. Alle mussten ins kalte
Wasser springen und viel aushal-
ten. Ich hatte vorher die Arbeit der
MAV allein gemacht und wenig
abgegeben. Jetzt habe ich ge-

merkt, dass das nicht zu einem
richtigen Team beiträgt.

Renate: Und die MitarbeiterInnen
im Betrieb? Wurden sie von der
Geschäftsleitung gegen dich beein-
flusst?
Ralf: Es war eine unglaublich tolle
Reaktion, als ich wiederkam. Egal
wo ich hingekommen bin, die
Leute haben mich in den Arm ge-
nommen und gesagt, schön, dass
du wieder da bist. Sie wurden na-
türlich beeinflusst. Die Geschäftslei-
tung hat die Gelegenheit sofort ge-
nutzt: am Freitag ist der Rechner
entwendet worden und am Mon-
tag früh um 8.30 Uhr hing schon
ein Aushang in den Hauseingän-
gen der Wohngruppen und vorne
in der Öffentlichkeit, wo jeder
Getränkefahrer, Sanitäter oder Taxi-
fahrer vorbeikommt.

Der Vorstand wollte erreichen,
dass die Mitarbeiter unterschrei-
ben, auf das Weihnachtsgeld und
unbefristet auf 10% der Vergütung
zu verzichten. Dann haben wir eine
Mitarbeiterversammlung gemacht
mit dir von ver.di und Michael
Heinrich von der Bundeskonferenz.
Danach haben alle gesagt, wir
unterschreiben nicht, kommt nicht
in Frage. Zu der zum 4.11.2003
angedrohten Insolvenz kam es
nicht.

Renate: Was würdest du anderen
raten, die in eine ähnliche Situation
geraten?
Ralf: Bevor jemand in so eine Situa-
tion gerät, erst recht als Interessen-
vertretung und darüber hinaus
allen kann ich nur raten, sich  zu
organisieren und bei ver.di Mitglied
zu werden. Wenn man nicht Glied
in dieser starken Kette ist, ist es
kaum schaffbar. Und ohne rechts-
anwaltlichen Beistand hätte ich die
Sache nicht geschafft. In der Fami-
lie muss man alles komplett be-
sprechen. Denn wenn es dann
noch Probleme Zuhause gibt, dann
ist es nicht mehr auszuhalten. 

Renate: Wie war es beim Gerichts-
termin?
Ralf: Oh, der Raum war so voll, wir
mussten Stühle rein tragen! Kolle-
gInnen vom Gesamtausschuss in
Thüringen waren da, fast der kom-
plette Gesamtausschuss der Kir-
chenprovinz Sachsen, KollegInnen
aus unserer Einrichtung und sogar
ehemalige MitarbeiterInnen, es war
enorm.

Ich möchte mich an dieser
Stelle noch mal bei allen Betei-
ligten, bei meiner Familie, bei
meinem Rechtsanwalt Bernhard
Baumann-Czichon, bei der
Bundeskonferenz, bei ver.di, 
bei allen zutiefst bedanken für
diese enorme Solidarität und
für den Rückhalt, den ihr mir
gegeben habt. 

Das Interview führte Renate
Richter am 12. Januar 2004

Die Mitarbeitervertretung, in der Mitte Ralf Hess
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Ich war gemeinsam mit Renate
Richter von ver.di auf der Mitarbei-
terversammlung der Borghardtstif-
tung. Es gab eine rege Diskussion.
Deutlich wurde, mit welchem
Druck die Geschäftsleitung ver-
suchte, die MitarbeiterInnen dazu
zu kriegen, einzeln einen Verzicht
auf's Weihnachtsgeld zu unter-
schreiben. Genau während der
Zeit, in der Ralf Hess Hausverbot
hatte. 

Das passierte alles an der Mit-
arbeitervertretung vorbei, die laut
Mitarbeitervertretungsgesetz der
Kirche bei einer drohenden Notlage
zu informieren ist. Die Geschäftslei-
tung muss in solchen Fällen gegen-
über der Mitarbeitervertretung

(MAV) ihre Finanzen offen legen,
die MAV kann sich eine sachkundi-
ge Person ihres Vertrauens dazuho-
len - das alles wollte die Geschäfts-
leitung nicht. Auf der Versamm-
lung wurde deutlich, dass die Ar-
beitgeber sehr oft nur mit Insol-
venz drohen, um MitarbeiterInnen
unter Druck zu setzen, auf Lohn zu
verzichten. Die Refinanzierungsbe-
dingungen für die Einrichtungen
sind sicherlich schwierig. Die Ar-
beitgeber versuchen aber fast
immer, erst mal den einfacheren
Weg über Lohnsenkung zu gehen -
und das mit Angstmacherei und
unlauteren Methoden.

Statt dessen fordern wir or-
dentliche Verhandlungen mit ge-

wählten Interessenvertretungen
und unter Beteiligung der Gewerk-
schaft mit ihrem Know-how, damit
die MitarbeiterInnen nicht über
den Tisch gezogen werden. Und
die Finanzlage der Einrichtungen
muss für die MitarbeiterInnen ein-
sichtig sein – es ist schließlich ihr
Betrieb, nur durch ihre Ar-
beit erwirtschaften die Ein-
richtungen ihre Einnahmen!

Michael Heinrich, 
Mitglied der Sprecher-

gruppe der Bundes-
konferenz der Mit-

arbeitervertretungen 
des Diakonischen 
Werkes der EKD

Die Methoden der Borghardtstiftung

Transparenz der Finanzen gefordert

»Die Kirchen sind mit ihrer Diako-
nie und Caritas große Arbeitgeber.
In dieser Rolle sind sie – nicht we-
niger und nicht mehr als andere
Arbeitgeber – gefordert, Arbeits-
verhältnisse familiengerecht zu ge-
stalten (z.B. flexible Arbeitszeiten),
für einen fairen Umgang mit Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern ein-
zutreten, den Grundsatz der
Gleichstellung von Frauen und
Männern zu beachten und für eine
konsequente Umsetzung der Ord-
nungen für die Vertretung und
Mitwirkung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit ihren Mitspra-
che- und Mitbestimmungsmöglich-
keiten zu sorgen.«

Diese Eingangsworte sind nicht
etwa der Werbeslogan der Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertre-
tungen (AGMAV) für die Wahlen,
nein, hoch offizielle Worte sind
hier abgedruckt. Das Zitat stammt
aus den »Gemeinsamen Texten –
Für eine Zukunft in Solidarität und

Gerechtigkeit«, herausgegeben
vom Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland und der Deutschen
Bischofskonferenz. Ökumenischer
Konsens also, wie sich die beiden
Kirchen mit ihrer Diakonie und
Caritas die Arbeitswelt und hier
insbesondere die Einbeziehung der
MitarbeiterInnen vorstellen. 
Darüber hinaus haben diese Gre-
mien bereits kurz nach der Wende
in ihrem Wort zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage in Deutschland
festgestellt, dass »die vielfältigen
Regelungen der Mitbestimmung
der Arbeitnehmer in personellen,
sozialen und auch wirtschaftlichen
Angelegenheiten des Betriebs und
des Unternehmens die früheren
Gegensätze zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern abgebaut und
die Integration der Arbeitnehmer-
schaft in die Industriegesellschaft
erleichtert haben.« 

Bei diesen hehren Worten »von
ganz oben« sollte ja alles klar sein,
was die Frage der Mitbestimmung

in diakonischen »Unternehmen«
anbelangt. Die Realität im Alltag
der Mitarbeitervertretungen sieht
oft anders aus. 

Mancherorts klappt es ganz
gut, eine gewachsene Kultur des
betrieblichen Interessenausgleichs
und eingespielte Gremien lassen
uns nahe an den oben beschriebe-
nen Zustand kommen. Dort ist
MAV-Arbeit eine der spannendsten
und interessantesten Tätigkeiten,
die es überhaupt gibt. Glücklicher-
weise kann ich dies aus eigener
Erfahrung sagen. Es bedeutet, an
allen Themen eines diakonischen
Unternehmens dran zu sein – von
der Beratung von MitarbeiterInnen
bis hin zur Mitwirkung in den Auf-
sichtsgremien.

Am anderen Ende der »Mess-
latte« stehen weniger tolle Erfah-
rungen: da streiten sich Mitarbei-
tervertretungen mit ihren Dienst-
gebern, ob denn Briefmarken für
MAV-Post bezahlt werden müssen.
Es werden aber auch Mitarbeiter-

»Die neue Dimension der MAV-Wahlen« Frühjahr 2004

Ein Ruck geht durch die Mitarbeiterschaft
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vertreterInnen bei der legitimen
Ausübung ihres Wahlamtes erheb-
lich unter Druck gesetzt.

Egal, ob es gut läuft oder
schlecht, lasst uns doch unser
Selbstbewusstsein aus den gemein-
samen Worten unserer Kirchen und
darüber hinaus aus dem Mitarbei-
tervertretungsgesetz (MVG) herlei-
ten, welches uns ganz offiziell sagt,
dass Mitarbeitervertretungen keine
»Untergrundorganisationen« sind,
sondern ganz normale, gesetzlich
gewollte und legitimierte Gremien!

Darüber hinaus möchte ich
behaupten, dass MAV-Arbeit im-
mer wichtiger wird. Die Welt hat
sich verändert, insbesondere auch
die Welt sozialer Arbeit. In einer
Zeit, in der mehr über die Kosten
unserer Arbeit als über die Inhalte
geredet wird und in einer Zeit, in
der sich unsere Einrichtungen in
einen Markt stürzen (staatlich ge-
wollt), der nur ganz bedingt ein
Markt ist, in dieser Zeit ist MAV-
Arbeit mehr gefragt als je zuvor.
Die Interessen der MitarbeiterInnen
– d.h. die Arbeitsbedingungen von
den Arbeitszeiten bis hin zur
Bezahlung – stehen im Focus und
erheblich unter Druck! Wie weit
unsere Interessen in dieser Zeit
ihren Platz finden, hängt im
Wesentlichen davon ab, wie wir in
der Lage sind, diese zu vertreten. 
Zum Einen erfordert dies starke
Mitarbeitervertretungen vor Ort im
Sinne einer guten betrieblichen
Interessenvertretung, darüber hin-

aus stellt sich grundlegend die
Frage, wo und von wem unsere
Arbeitsbedingungen gestaltet
werden. 

Der derzeitige Vorstand der
AGMAV hat sich hierzu klar posi-
tioniert. Ganz grundsätzlich und
aktuell unter den sich verändern-
den wirtschaftlichen und sozialen
Rahmenbedingungen halten wir
die kircheneigene Form der Tarifge-
staltung auf dem sog. »Dritten
Weg« für den falschen Weg. Sozia-
le Arbeit braucht (weiterhin) so
etwas wie eine »Leitwährung«,
keine »Lightwährung«. Wenn der
Wettbewerb in der sozialen Arbeit
im Wesentlichen auf die Frage
reduziert wird, was denn diese
Arbeit kosten darf, dann schadet
das längerfristig der sozialen Arbeit
insgesamt. Wir setzen uns deshalb
für einen Flächentarifvertrag für 
die soziale Arbeit ein und arbeiten
strategisch an dieser Zielsetzung. 

Unter diesem Blickwinkel be-
kommen die MAV-Wahlen im Früh-
jahr 2004 eine neue Dimension –
eine hochpolitische Dimension.
Zwei Zielgruppen sind bezüglich
der Wahlen von besonderer Bedeu-
tung: Wir brauchen engagierte
Kolleginnen und Kollegen, die sich
dieser spannenden Herausforde-
rung stellen und wir brauchen viele
Kolleginnen und Kollegen, die uns
einen breiten Rückhalt und großes
Gewicht geben, indem sie wählen.

Wir brauchen ein breites Spek-
trum an Kandidatinnen und Kandi-

daten: »Alte Hasen« und »Neue
Impulse«, Frauen und Männer aus
den verschiedensten Bereichen,
Mitglieder der Gewerkschaft ver.di,
... Darüber hinaus brauchen wir
junge Menschen, die sich in die Ju-
gend- und Auszubildendenvertre-
tung wählen lassen und damit so-
zusagen von Anfang an politisch
aktiv sind.

Das »Gewicht« der Mitarbeiter-
vertretungen in unseren Einrichtun-
gen hängt nicht unwesentlich
davon ab, wie die Wahlbeteiligung
aussieht. Es ist ein wesentlicher
Unterschied, auch für das Selbst-
verständnis und Selbstbewusstsein
der gewählten MAV, ob 20% oder
80% der MitarbeiterInnen hinter
ihrer MAV stehen.

Egal, ob MitarbeiterInnen sich
zur Wahl stellen oder ob sie wäh-
len, beides bedeutet, sich selbst
aktiv für die eigenen Belange und
für die Belange sozialer Arbeit in
der Diakonie einzusetzen. 

In diesem Sinne wünsche ich
mir, dass ein Ruck durch unsere
Einrichtungen geht und Mitarbei-
terInnen erkennen, dass alle ihren
Teil zu unseren künftigen Arbeits-
bedingungen beitragen können. 

Und ich bin der festen Über-
zeugung, dass durch diese Solida-
risierung neben den Beschäftigten
die soziale Arbeit insgesamt
gewinnt.

Uli Maier,  Vorsitzender 
der AGMAV Württemberg

Mitarbeitervertretungsgesetz
der Ev. Kirche in Deutschland,
Der neue Kommentar für die
Praxis
Dieser Kommentar ist unverzicht-
bar für die Arbeit in der Mitarbei-
tervertretung. Er berücksichtigt den
aktuellen Stand der Rechtspre-
chung und vermittelt praxisorien-
tierte Hilfen. Die Wahlordnung

wird kommentiert. Enthalten sind
das Kirchliche Datenschutzgesetz,
Auszüge aus dem Kündigungs-
schutzgesetz, der Verwaltungsge-
richtsordnung, dem kirchlichen
Verwaltungsgerichtsgesetz sowie
ein Verzeichnis der Schlichtungs-
stellen.
Herausgeber: ver.di 
AutorInnen: Bernhard Baumann-

Czichon, Michael Dembski, Lothar
Germer, Barbara Kopp, 
Kellner Verlag Bremen 2003 

Für ver.di-Mitglieder statt 39,90 €
nur 29,00 €
Zu bestellen bei Renate Richter,
ver.di Bundesverwaltung per Fax
030 6956-3420 unter Angabe der
Mitgliedsnummer.

Literaturhinweis

MVG-EKD-Kommentar



Im Gesundheits- und Sozialwesen
finden derzeit Veränderungen statt,
welche durch Personaleinsparun-
gen und Umstrukturierungen ge-
kennzeichnet sind. Durch die unzu-
reichende Finanzierung sozialer
Leistungen sind Einrichtungen ge-
zwungen, Geld einzusparen. So-
weit, so ungut. Doch statt im Rah-
men interner Optimierungsprozess-
se zusammen mit den Beschäftig-
ten die Arbeit zu verbessern, wird
das Heil in der Privatisierung, im
Outsourcen, in der GmbH-Grün-
dung gesucht. 

Was verbirgt sich hinter
Beschreibungen wie »auf das 
Kerngeschäft konzentrieren« 
oder »Effizienz durch Privati-
sierung«?

Umstrukturierungen sind
gekennzeichnet durch zwei unter-
schiedliche Entwicklungen:
Zusammenschluss und Ausglie-
derung/Privatisierung. 

1. Zusammenschluss
Einrichtungen schließen sich zu-
sammen, um größer zu werden
(durch Fusion, Gründung einer Hol-
ding, Änderung bestehender Struk-
turen wie z.B. die Zusammenle-
gung von Kirchenkreisen). Das Ein-
sparpotential liegt dabei auf der
Hand: neben der Ausschaltung
einer Konkurrenz untereinander
kann als größere Einheit wirtschaft-
lich effizienter agiert werden. Je
nach Form des Zusammenschlusses
werden dann Abteilungen zu-
sammengelegt, um Ressourcen
gemeinsam zu nutzen (ist in der

Regel mit Personalabbau verbun-
den). 

Eine Form des Zusammen-
schlusses ist die Gründung einer
Holding oder Holdinggesellschaft:
Sie bildet die Konzernspitze, die
eingegliederten Unternehmen blei-
ben jedoch rechtlich selbständig. 

Problem: die wichtigen unter-
nehmerischen Entscheidungen
werden auf der Holding Ebene ge-
fällt, die MAVen sind jedoch in den
einzelnen Unternehmen angesie-
delt. Hat die Interessenvertretung
keinen Sitz im Aufsichtsrat, fehlt
eine Arbeitnehmervertretung auf
Holdingebene.

2.Einrichtungsteile ausgliedern 
oder/und privatisieren

a) Eine Privatisierung kann einen
Verkauf von kommunalen oder
freigemeinnützigen Einrichtun-
gen an private Anbieter (zum
Beispiel Klinikkettenbetreiber
wie Rhön, Asklepios etc.) be-
deuten oder

b) eine interne Restrukturierung,
d.h. ein Wechsel in eine private
Rechtsform wie beispielsweise
die Gründung einer GmbH. Die
Kommune oder der freige-
meinnützige Träger kann Allein-
gesellschafter der GmbH sein,
deren einziger Zweck der Be-
trieb der sozialen Einrichtung ist
(Krankenhaus, Sozialstation
etc.).

c) Viele Einrichtungen gehen heute
den Weg des Outsourcing. Häu-
fig sind die sogenannten Infra-
strukturbereiche (Bau und Tech-
nik, Küche und Reinigung, Per-
sonalabteilung, Finanzen, Rech-

nungswesen, Labor) betroffen.
Sie machen ca. 22% des ges-
amten Personals beispielsweise
eines Krankenhauses aus. Oft
wird bei der Erläuterung für die
Gründe des »Outsourcing«
davon gesprochen, sich auf das
»Kerngeschäft« beschränken zu
wollen. Als sog. Kerngeschäft
werden dann die Pflege und der

ärztliche Dienst bezeichnet. 
Die weniger sichtbaren Dienste
am Patienten/Klienten/Bewoh-
ner wie pünktliches, wohl-
schmeckendes Essen oder eine
saubere Umgebung scheinen
nicht wichtig genug, um zum
»Kern« der Versorgung zu
gehören. Obwohl diese Sicht-
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Gesundheits- und Sozialwesen

Umstrukturierung um jeden Preis?

»Holding« 
Eine Holding ist eine Gesellschaft
ohne eigenen Produktionsbe-
trieb, die über Vermögen bzw.
Aktien an mehreren Unterneh-
men beteiligt ist und für die effi-
ziente Führung und den wirt-
schaftlichen Erfolg dieser Unter-
nehmen verantwortlich ist. 

»Outsourcing« 
= Outside - ressource - using.
Darunter wird im allgemeinen
Sprachgebrauch die Ausglie-
derung oder Ausgründung von
Betrieben oder Betriebsteilen
verstanden

»Insourcing«
Unterbleibt der gewünschte Ein-
spareffekt, welcher sich oftmals
nur in einer Verschiebung von
Personal- in Sachkosten aus-
drückt (die Dienstleistung muss
eingekauft werden) oder sinkt
die Qualität der Versorgung, gibt
es mittlerweile wieder einen
Trend zum »Insourcing«, das
heißt, ausgegliederte Betriebs-
teile werden wieder zurückgeholt
und in Eigenregie betrieben .
Beim »Insourcing« ist die Auto-
mobilindustrie Vorreiter

(siehe Artikel  »Die Zeit« 
Nr. 47 2003: »Selbst ist die Be-
legschaft« von Ulrich Viehöver).

Sich schlau machen in ver.di-Seminaren



Oktober 2003: Aufregung beim
Verein für Innere Mission in Bre-
men. Die 450 Beschäftigten hören
von Fusionsplänen mit der Bremer

Diakonie-Einrichtung »Friede-
horst«.

Die Mitarbeitervertretung des
Vereins für Innere Mission infor-
miert darüber, dass »Friedehorst«
bekanntermaßen in seinen Tochter-
firmen Tarifflucht durch Absen-
kungsverträge begeht. »Friede-
horst« praktiziert eine sehr einseiti-
ge Variante von Dienstgemein-
schaft, z.B. erhalten fast alle Neu-
eingestellten maximal Einjahresver-
träge und Teilzeitstellen, Vollzeitar-
beit wird zum Sonderfall. Da Teil-
zeitkräfte laut Arbeitsvertragsricht-
linien des Diakonischen Werkes
keine Überstunden oder Mehrar-
beit machen müssen, schreibt der

Friedehorster Arbeitgeber die Be-
reitschaft zur Mehrarbeit in die
neuen Arbeitsverträge und nutzt 
so die Drucksituation der Arbeit-
suchenden aus. Auch Urlaubstage
und Weihnachtsgeld werden für
Neue gekürzt. Die KollegInnen in
der Inneren Mission sagen NEIN,
das wollen wir bei uns nicht!

Über 150 Menschen kommen
zu Mitarbeiterversammlungen und
lehnen in Probeabstimmungen fast
einstimmig die Fusionspläne ab.
Über 70 Menschen treten neu 
in den Trägerverein der Inneren
Mission ein, um mitzureden.

Konsequenz: die Fusionsver-
handlungen werden abgesagt. 
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weise dem ganzheitlichen
Ansatz von Betreuung wider-
spricht, wird dieser Weg zuneh-
mend auch von kirchlichen,
caritativen und diakonischen
Einrichtungen beschritten. 

Das »outsourcen« kann auf unter-
schiedliche Arten geschehen: 
■ Das Ausgliedern einer Dienst-

leistung an eine Fremdfirma
(der Dienst wird von außen ein-
gekauft, zum Beispiel Wäsche-
rei; die Beschäftigten werden
nicht übernommen, entweder
in anderen Bereichen eingesetzt
oder betriebsbedingt gekün-
digt).

■ Ein ausgegliederter Betriebsteil
wird von einer Tochtergesell-
schaft im Rahmen einer um-
satzsteuerlichen Organschaft
betrieben: Die Muttergesell-
schaft, z.B. das Krankenhaus,
behält Mehrheitsanteile an der
Tochter (ggf. auch 100%), ein
externer Dienstleister Minder-
heitsanteile. 
Die Beschäftigten bleiben in der
Regel auf ihrem Arbeitsplatz,

erledigen die gleiche Arbeit
und erhalten einen neuen Ar-
beitgeber (statt bei dem Alten-
heim »Sonnenschein« arbeiten
sie nun bei der »Sonnenschein
Dienstleistungs- GmbH«). 
Ein wichtiger Zweck der Toch-
tergründung ist die Verschlech-
terung der Arbeitsbedingun-
gen, da nicht mehr nach den
bisher üblichen Vergütungs-
bedingungen entlohnt wird
(Löhne minus 20 bis 30%,
weniger Urlaub, keine Zusatz-
versorgung, etc). 

Das Outsourcing wirkt sich fatal
aus
■ Für die Beschäftigten, weil sie

unter schlechteren Bedingun-
gen arbeiten müssen

■ Für die Interessenvertretungen,
weil ein zerstückelter Betrieb
mehrere kleine Interessen-
vertretungen mit unterschied-
lichen Gesetzesgrundlagen
(MVG, MAVO, BetrVG) erfor-
dert 

■ Für die gesamte Branche, weil
dadurch die Wettbewerbsbe-
dingungen verzehrt werden
und »Tariftreue« bestraft wird 

■ Für die gesamte Volkswirt-
schaft, weil durch Lohndum-
ping Kaufkraft verloren geht. 

Hinzu kommt, dass auch die
Patienten/Klienten/Bewohner in die
Irre geführt werden, wenn eine
Einrichtung sich noch mit einem
gut klingenden kirchlichen Namen
schmückt, innen drin allerdings
längst gewinnorientierte Markt-
mechanismen herrschen und die
Qualität der Versorgung/Betreuung
darunter leidet.

Anette Klausing, Innovations-
projekt Kirchen in Hannover

Bremer Fusionstheater

»Drum prüfe, wer sich ewig bindet. . .«
– wie die Mitarbeiterschaft das findet!

Gesamtausschuss Bremen in Aktion



Auch die Arbeitgeberseite im
Verein für Innere Mission freut sich
über die hohe Identifikation des
Kollegiums mit seinem Betrieb.
Hier wird bewiesen, dass man an-
ständig mit den Mitarbeitenden
umgehen und gleichzeitig finanziell
ordentlich dastehen kann.

Es stimmt also nicht, wenn uns
die neoliberalen Glaubensbekennt-
nisse der Arbeitgeber weismachen
wollen, dass man nur mit Lohnkür-
zungen über die Runden kommt.

Fazit: Mitreden und Aufstehen
für die eigenen Interessen ist auch
in der Diakonie wichtig und bringt
Erfolg. Nur so lässt sich den Versu-
chen des Managements, die Ar-
beits- und Vertragsbedingungen
der Angestellten zu verschlechtern,
etwas Entscheidendes entgegen-
setzen!!
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Haus der Diakonie in Bremen

Zum 1.1.2004 ist für das Diakoni-
sche Werk Hessen und Nassau
(DWHN) eine »Regelung zur Ab-
wendung einer wirtschaftlichen
Notlage« in Kraft getreten. Be-
schlossen wurde sie von der Ar-
beitsrechtlichen Kommission (ARK),
in der der Verband kirchlicher Mit-
arbeiter (VKM) allein die Sitze der
Arbeitnehmerseite besetzt. 

Diskutiert wurde bereits seit
zwei Jahren. Es zeigte sich wieder
einmal das mangelnde Demokratie-
verständnis und das strukturell un-
demokratische Verfahren in der
ARK: Trotz vieler Gespräche und
schriftlicher Stellungnahmen durch
die Arbeitsgemeinschaft (AGMAV)
entschied die ARK so, als hätte das
alles nicht stattgefunden. Schlim-
mer noch: als der Entwurf der Not-
lagenregelung bekannt wurde, for-
derte eine Mitgliederversammlung
der AGMAV den Vorstand des
DWHN auf, den Entwurf zurückzu-
ziehen. Vom VKM verlangte man,
Widerspruch einzulegen - Antwort:
keine. Wie war noch mal die Be-
gründung für den Dritten Weg und
die Dienstgemeinschaft?

Zur Kritik an der Notlagenrege-
lung im einzelnen:

Eine Notlage wird bereits dann
ausgelöst, wenn die Gewinn- und
Verlustrechnung negativ ausfällt,
d.h. wenn die laufenden Verpflich-
tungen geringer sind als die lau-
fend erwirtschafteten Mittel. Dies
ist ein schnell erreichter Schwellen-
wert. Ob die Einrichtung daneben
ein hohes Eigenkapitalpolster hat,
spielt keine Rolle. Somit kann
schon eine Investition, die üblicher-
weise erst in der Zukunft Rendite
abwirft, die Löhne der Beschäftig-
ten senken. 

Auch eine saubere Abgrenzung
von außerordentlichen Aufwen-
dungen/Erträgen vom »laufenden«
Geschäft ist nicht ableitbar. Offen-
sichtlich soll eine Notlage gerade
auch in den Fällen gelten, in denen
keinerlei Insolvenzgefahr besteht.

Die Beteiligungsrechte der MAV
bleiben weit hinter der am
1.4.2003 novellierten Mitarbeiter-
vertretungsordnung (MAVO) Hess-
sen-Nassau zurück. Nach § 31
MAVO sind die erforderlichen
Unterlagen rechtzeitig »zur Verfü-
gung zu stellen«. Diese Informatio-
nen sollen die »konzeptionelle Ent-

wicklung und Planung« in der Ein-
richtung umfassen. Die MAV ist
darüber hinaus frühzeitig an den
Planungen und konzeptionellen
Entwicklungen zu beteiligen. Da-
gegen spricht § 3 der Notlagen-
vereinbarung im DWHN lediglich
von einem »Einblick in die maß-
geblichen Unterlagen«. Es fehlt für
die MAV die Möglichkeit, Sach-
verständige ihres Vertrauens, auch
externe, hinzuziehen zu können.

In § 4 der Notlagenvereinba-
rung ist ausgeführt, dass der Ar-
beitgeber lediglich eine »Bereit-
schaftserklärung« für ein Konzept
zur Überwindung der wirtschaft-
lichen Notlage vorlegen muss. In
diesem zentralen Punkt hatte die
AGMAV immer wieder betont,
dass eine Notlagenvereinbarung
nur dann abgeschlossen werden
kann, wenn ein abgestimmter Sa-
nierungsplan und ein ausgearbeite-
tes Konzept zu Grunde liegen.

Eine dramatische Verschärfung
betrifft die Möglichkeit, auch im
Rahmen der Notlagenregelung
Kündigungen vorzunehmen. Diese
Regelung unterläuft gerade den
Sinn und Zweck von Notlagenver-
einbarungen, betriebsbedingte

Diakonisches Werk Hessen und Nassau

Neue Notlagenvereinbarung
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Kündigungen zu verhindern. Auch
weitergehenden Forderungen der
AGMAV, wie dauerhafte Sicherung
der wirtschaftlichen Mitbestimm-

mung durch Gründung eines Wirt-
schaftsausschusses oder Beteili-
gung in Aufsichtsräten, ist nicht
entsprochen worden.

Die MAVen müssen in Zusam-
menarbeit mit der AGMAV und mit
ver.di darauf achten, dass bei Ab-
schluss einer Notlagenregelung auf
keinen Fall hinter bestehende Be-
teiligungsrechte der MAV zurück-
gegangen wird. Wir müssen die
oben angeführten Kritikpunkte in
den Verhandlungen vor Ort um-
setzen. Die Regelung der ARK
Hessen Nassau ist ein weiteres
Beispiel für arbeitgeberhörige
Kommissionen. ver.di hat im
Februar 2003 »Grundsätze für Not-
fall- und Härtefallvereinbarungen«
beschlossen, die die Rechte der
MitarbeiterInnen und Interessen-
vertretungen weitestgehend ab-
sichern hilft. Sie können bei der
Redaktion angefordert werden. 

Allein diese Information ist nicht
neu. Man kann aber den Eindruck
haben, dass sich die Situation in
den letzten Monaten dramatisch
verschärft hat. Sowohl die Landes-
bischöfin wie auch der Direktor des
Diakonischen Werkes der Landes-
kirche Hannover geben Zahlen her-
aus, nach denen bis zu 85% der
weit mehr als 100 Diakoniestatio-
nen aufgrund nicht mehr ausrei-
chender Erträge in ihrer wirtschaft-
lichen Existenzfähigkeit bedroht
sind.

Aus Sicht von ver.di gibt es
gute Gründe, diese besorgniserre-
genden Zahlen sehr ernst zu neh-
men. Solange der gewerkschaft-
liche Organisationsgrad in den Be-
trieben der ambulanten Pflege nie-
drig ist, sind Beschäftigte und häu-
fig auch die Mitarbeitervertretun-
gen in den kirchlichen Stationen
erheblich überfordert, wenn es um
die Beurteilung der realen Betriebs-
ergebnisse und des daraus resultie-
renden Handlungsbedarfs geht.

Die Leistungsentgelte der Kos-
tenträger (Pflege- und Kranken-
kassen, Sozialhilfeträger und Privat-

zahler) haben sich seit Einführung
der Pflegeversicherung 1995 nur
minimal erhöht. Die Personalkosten
sind seit dieser Zeit, immerhin 9
Jahre, deutlich höher gestiegen. In
diesem Arbeitsfeld sind viele Frau-
en beschäftigt, häufig in Teilzeit,
also keine "Gutverdienerinnen".
Mit Hinweis auf den hohen Perso-
nalkostenanteil in der ambulanten
Pflege versuchen einzelne, auch
kirchliche Träger häufiger, die so-
wieso bescheidenen, aber verbind-
lichen Vergütungsstandards zu
unterlaufen.

Wenn dann der Mitarbeiterver-
tretung (MAV) die Pistole auf die
Brust gesetzt wird, entweder einer
Absenkung der Vergütungen zuzu-
stimmen oder die Schließung einer
Station und damit den Verlust der
Arbeitsplätze als Alternative zumin-
dest billigend in Kauf zu nehmen,
dann kann man sich das Dilemma
der betreffenden Kolleginnen und
Kollegen lebhaft vorstellen.

Notlagenregelung beschlossen
Die Arbeits- und Dienstrechtliche
Kommission der Landeskirche hat

im Mai 2003 eine Änderung der
Dienstvertragsordnung beschlos-
sen, die bei einer vorübergehenden
wirtschaftlichen Notlage einer
Station eine auf maximal 2 Jahre
begrenzte Absenkung von Vergü-
tungsbestandteilen von insgesamt
10% ermöglicht. Im Rahmen von
Dienstvereinbarungen sind unter
anderem die Absenkung des
Weihnachts- oder Urlaubsgeldes
bzw. Minderung der durchschnitt-
lichen wöchentlichen Arbeitszeit
mit entsprechender Kürzung der
Vergütung regelungsfähig. Im
Gegenzug ist von Arbeitgeberseite
die umfassende Darlegung der
Notlage sowie ein schlüssiges Kon-
solidierungskonzept vorzuweisen.
Gleichzeitig sind für die Laufzeit
der Dienstvereinbarung betriebs-
bedingte Beendigungs- oder Ände-
rungskündigungen unzulässig.

Lohnspirale nach unten
Solche Regelungen werden auf
dem Rücken der Beschäftigten aus-
getragen und verschlechtern letzt-
lich auch die Hilfe für die Betreu-
ten. Das Lohnniveau sinkt, die

Diakoniestationen in der Ev. Landeskirche Hannover

Wirtschaftliche Probleme



Attraktivität des Berufes sinkt noch
mehr, eine fachlich gute Betreuung
durch qualifizierte Pflegekräfte
wird weiter abgebaut – und die
Gefahr von Vernachlässigung, Ge-
walt u.ä. Problemen erhöht sich.

Eine MAV sollte in jedem Fall
vor dem Abschluss einer Dienstver-
einbarung darauf bestehen, die
dargestellte Notlage wie auch die
Konsolidierungsmaßnahmen mit
externem Sachverstand von Wirt-
schaftsprüfern zu kontrollieren.
Selbstverständlich ist dieser Sach-
verstand von Seiten der Dienststelle
zu bezahlen. Und auch eine angeb-
liche Eilbedürftigkeit der Zustim-
mung zu solchen Maßnahmen ist
nicht akzeptabel, da wirtschaftliche
Probleme in der ambulanten Pflege
mit ihren komplexen Regelungs-
werken nicht über Nacht entste-
hen. Eine voreilige Zustimmung der
Mitarbeitervertretungen zur Notla-
genvereinbarung ohne die intensi-

ve Überprüfung der Sachverhalte
wäre als leichtfertig zu beurteilen.

ver.di hat großes Interesse
daran, die ambulante Pflege in
kirchlicher oder diakonischer Trä-
gerschaft zu erhalten, der Erhalt
um jeden Preis für die betroffenen
Kolleginnen und Kollegen ist aber
nicht unsere Orientierungslinie.
Vielmehr muss auf der politischen
Ebene die Frage über den grund-
sätzlichen Wert sozialer Arbeit
immer wieder und vehement auf
die Tagesordnung gesetzt werden.

Es ist anzunehmen, daß auch in
anderen Landeskirchen Probleme
im Bereich der ambulanten Pflege
bestehen. Gleichzeitig gibt es eine
Reihe von Diakonie- oder Sozialsta-
tionen, die ohne Lohndumping
und Absenkung der Vergütung
durchaus kostendeckend arbeiten.
Von dort kann man sich auf jeden
Fall Tipps und Hinweise für effi-
ziente Arbeitsabläufe holen.

Der Gesamtausschuss der Mit-
arbeitervertretungen in der Landes-
kirche Hannover hat im November
2003 unter Mitwirkung von ver.di
den gesamten Komplex in einer
Tagesveranstaltung behandelt und
dazu eine ausführliche Dokumen-
tation erstellt. Sie kann abgerufen
werden im Netz unter
www.gamav.de und stellt den
Sachverhalt umfassender dar, als
dies hier möglich ist. Hier sind auch
Vorschläge zur Optimierung der
Betriebsabläufe zu finden, die
durchaus im Sinne der Beschäftig-
ten zu sehen sind.

Weitere Informationen bei:
Siegfried Wulf
Tel. 05151/ 95 09 24
Siegfried.Wulf@evlka.de
Andreas Quadt 
Tel. 0511/124 00-255
andreas.quadt@verdi.de

✁
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1. Zug: 
Das Diakonische Werk (DW) ver-
weigert die Tariferhöhung und
steigt aus dem BAT aus, um kon-
kurrenzfähig zu bleiben. Die Ar-
beitsrechtliche Kommission (AK)
stimmt zähneknirschend zu, um
Schlimmeres zu verhindern und 
die Arbeitsplätze zu sichern. Die
Beschäftigten erhalten 90% des
Gehalts.
1. Gegenzug: 
Die anderen Wohlfahrtsverbände
wollen den Konkurrenzvorteil des
DW wettmachen und senken die
Tarife. Die Personalvertretung
stimmt zähneknirschend zu, um
Schlimmeres zu verhindern und 
die Arbeitsplätze zu sichern. Die
Beschäftigten erhalten 80% des
Gehalts.

2. Zug: 
Das DW will den Konkurrenzvorteil
der anderen Wohlfahrtsverbände
wettmachen und senkt die Tarife,
um konkurrenzfähig zu bleiben.
Die AK stimmt zähneknirschend
zu, um Schlimmeres zu verhindern
und die Arbeitsplätze zu sichern.
Die Beschäftigten erhalten 75%
des Gehalts.

2. Gegenzug: 
Die anderen Wohlfahrtsverbände
wollen den Konkurrenzvorteil des
DW wettmachen, senken aber
diesmal die Tarife nicht, sondern
verlängern die Arbeitszeit auf 40
Stunden. Die Personalvertretung
stimmt zähneknirschend zu, um
Schlimmeres zu verhindern und 
die Arbeitsplätze zu sichern. Die
Beschäftigten erhalten weiter 80%
des früheren Gehalts.

3. Zug: 
Das DW will den Konkurrenzvorteil
der anderen Wohlfahrtsverbände
wettmachen, erhöht die Arbeitszeit
auf 40 Stunden und senkt die Tari-
fe, um konkurrenzfähig zu bleiben.
Die AK stimmt zähneknirschend
zu, um Schlimmeres zu verhindern
und die Arbeitsplätze zu sichern.
Die Beschäftigten erhalten 75%
des Gehalts.
3. Gegenzug: 
Die anderen Wohlfahrtsverbände
wollen den Konkurrenzvorteil des
DW wettmachen, senken aber-
mals die Tarife und verlängern die
Arbeitszeit auf 41 Stunden. Die
Personalvertretung stimmt zähne-
knirschend zu, um Schlimmeres zu
verhindern und die Arbeitsplätze
zu sichern. Die Beschäftigten erhal-
ten 70% des früheren Gehalts.
… .

10. Zug: 
Das DW will den Konkurrenzvorteil
der anderen Wohlfahrtsverbände
wettmachen, erhöht die Arbeitszeit
auf 44 Stunden bei 7 Tagen Regel-
arbeitszeit und senkt die Tarife, um
konkurrenzfähig zu bleiben. Die
AK stimmt zähneknirschend zu,
um Schlimmeres zu verhindern und
die Arbeitsplätze zu sichern. Die
Beschäftigten erhalten 50% des
Gehalts und einen freien Vormittag
im Monat, um ihre Angelegenhei-
ten mit dem Sozialamt zu regeln.
…

22. Zug: ?????
Nur Satire? Alles unmöglich? 
Oder hatten Sie nicht beim Lesen
manchmal das beklemmende Ge-
fühl, genau so war es bei meiner
Diakoniestation, meinem Alten-
heim oder beim Kinderheim des
Bekannten? Lohnverzicht hat auf
Dauer noch keinen Arbeitsplatz
gesichert. Auch wenn es schwer
wird, eins ist sicher: Der diakoni-
sche Arbeitgeber ist sehr druck-
empfindlich und auf sein Ansehen
in der Öffentlichkeit angewiesen.
Da ist er zu packen. Unterstützen
Sie die MAVen und ver.di bei dieser
Arbeit. Jetzt sind Sie am Zug!

Ulrich Peter

���������

Ein Spiel, bei dem die Beschäftigten immer verlieren:

Diakonie-Schach: 

�
������������������
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Ende September 2002 endete die
1. Amtszeit der regionalen Arbeits-
rechtlichen Kommission (AK) 
des Diakonischen Werks Berlin-
Brandenburg (DWBB). In die neue
AK wurden sowohl auf Dienstneh-
mer- wie Dienstgeberseite die alten
VertreterInnen wieder gewählt.

Leider waren schon zum Ende
der ersten und verstärkt auch in
der neuen Amtszeit die Gespräche
davon überschattet, dass Ände-
rungsvorschläge keinerlei Kosten
verursachen durften, da sie sonst
meistens von der Dienstgeberseite
blockiert wurden.

Außerdem wird zunehmend
Druck auf die Dienstnehmervertre-
terInnen ausgeübt, ein neues Ent-
geltsystem zu beschließen, das den
»Leistungsgedanken« stärker be-
rücksichtigt und mittelfristig –
zumindest aus Sicht einiger Dienst-
gebervertreter – durch Absenkun-
gen der Gehälter zu deutlichen
Einsparungen führen soll.

Die DienstnehmervertreterInnen
haben in Absprache mit der Ar-
beitsgemeinschaft der Mitarbeiter-
Vertretungen (AGMAV) und den
Mitarbeitervertretungen beschlos-
sen, vorerst regional nicht über ein
neues Vergütungssystem zu ver-
handeln. Über dieses wird derzeit
in der bundesweiten Arbeitsrecht-
lichen Kommission (AK DW-EKD)
verhandelt und in dieser ist Berlin-
Brandenburg sowohl auf Dienstge-
ber- wie Dienstnehmerseite vertre-
ten. Die Bundes-AK hat einver-
nehmlich die regionalen Kommis-
sionen aufgefordert, keine separa-
ten Verhandlungen über ein neues
Vergütungssystem zu führen und
hierzu keine Beschlüsse zu fassen,
um die Verhandlungen auf EKD-
Ebene nicht zu beeinträchtigen. 
In Berlin-Brandenburg scheren sich
die diakonischen Arbeitgeber
darum überhaupt nicht. Sie wollen
regionale Verhandlungen und üben
Druck aus. Die Dienstgeber wie

auch der Vorstand des Diakoni-
schen Werks Berlin-Brandenburg
und der Diakonische Rat haben
sogar indirekt mit Auflösung der
regionalen AK DWBB gedroht,
wenn nicht bald Ergebnisse 
über ein neues Vergütungssystem
vorliegen. 

Im Klartext: Wenn die Arbeit-
nehmerInnen nicht bereit sind, das
abzunicken, was die Arbeitgeber-
seite will, löst diese das Gremium
auf. Ein eigenartiges Verständnis
von Partnerschaft bei der Arbeits-
rechtssetzung im sogenannten
Dritten Weg. 

Bertold Brecht schlug schon
mal ironisch der DDR-Regierung
vor, das bestehende Volk aufzulö-
sen und sich ein neues zu wählen.
Kannte er schon die AK-BB?

Inzwischen wird von Dienstge-
berseite nicht mehr so viel über die
Auflösung der Kommission gere-
det. Dies hat einen simplen Hinter-
grund. Nach Auflösung der Berlin-
Brandenburgischen AK gelten
automatisch die Beschlüsse der AK
DW-EKD. Da diese im Gegensatz
zur regionalen AK inzwischen –
wenn auch mit Zeitversetzung –
die prozentualen Tariferhöhungen
des Öffentlichen Dienstes über-
nommen hat, schmeckt dieses den
Arbeitgebern in Berlin-Branden-
burg nicht. 

Sie wollen eine Nullrunde oder
besser noch Absenkungen. Falls
aber doch geringe Prozenterhö-
hungen erfolgen, verlangen sie
weitgehende Öffnungsklauseln für
betriebliche Regelungen, mit denen

Arbeitsrechtliche Kommission 
des Diakonischen Werks Berlin-Brandenburg

Was gibt’s Neues? 
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die Vergütungen abgesenkt wer-
den können.

Um eine Abkopplung vom BAT
und die Verlagerung der Arbeits-
rechtssetzung besonders in Vergü-
tungsfragen für wirtschaftlich ge-
fährdete Einrichtungen von der re-
gionalen auf die betriebliche Ebene
zu erreichen, wird um so eifriger
versucht, die Dienstnehmervertre-
ter unter Druck zu setzen.

Die von ihnen früher vehement
geforderte Notlagenregelung der
Anlage 17 AVR mit der Möglichkeit
zum Abschluss einer Dienstverein-
barung zur Vergütungsabsenkung

nach Offenlegung der wirtschaft-
lichen Lage und Feststellung der
Notlage durch einen Wirtschafts-
prüfer ist ihnen inzwischen viel zu
kompliziert. Denn hierbei müssen
geprüfte Zahlen vorgelegt, die Mit-
arbeiterInnen an einem gemeinsa-
men Ausschuss, der die Erforder-
lichkeit regelmäßig überprüft, be-
teiligt und es muss der Verzicht auf
betriebsbedingte Kündigungen ver-
einbart werden.

Zuletzt wurde die Dezember-
Sitzung von den Dienstgebern boy-
kottiert, weil sie sich vom Verhalten
und den »unzumutbaren Forderun-

gen« der Dienstnehmervertreter
nach Übernahme der Tariferhöhun-
gen erst einmal erholen mussten.
Sie wollten »Abstand gewinnen«,
um zu überlegen, wie es weiter-
gehen soll.

Bezüglich des Ausschlusses 
der sog. Geringfügig-Beschäftigten
aus den AVR, der vom Bundes-
arbeitsgericht bezogen auf den
BAT für unzulässig erklärt wurde,
hat die Dienstnehmerseite in-
zwischen die Schlichtung ange-
rufen. 

Wie es mit der AK DWBB
weitergeht, ist zur Zeit offen.

1. Antrag der Arbeitgeberseite
(des Diakonischen Werks
Berlin-Brandenburg) 
vom 4. Dezember 2003 
in der Arbeitsrechtlichen
Kommission

A 21/03

Ihnen ist bekannt, dass der Senat
von Berlin beschlossen hat, dass
die Entgelte im Bereich der Behin-
dertenhilfe um mehr als 4,8% in-
nerhalb von zwei Jahren und in der
Jugendhilfe um mehr als 6,8% in-

nerhalb von drei Jahren abgesenkt
werden.

Wie Sie wissen, möchten wir
gerne die AVR als Flächentarif
beibehalten. Dies macht es erfor-
derlich, dass wir uns an dem Be-
reich orientieren, der die stärksten
Absenkungen zu verkraften hat. 
Es ist dies die Jugendhilfe.

Entsprechend dem Berliner
Rahmenvertrag für Hilfen in Ein-
richtungen und durch Dienste der
Kinder- und Jugendhilfe (BRVJ)
haben sich die in der Liga der
Spitzenverbände der Freien Wohl-

fahrtpflege zusammengeschlosse-
nen Träger der Jugendhilfe darauf
verständigt, dass eine pauschale
Absenkung der Entgelte für statio-
näre und teilstationäre Leistungen
sowie der Fachleistungsstunden-
sätze und Fallpauschalen für am-
bulante Hilfen in drei Stufen durch-
geführt wird.
Unter Ziffer 28.3. heißt es:

Mit Abschluss dieses Rahmen-
vertrages werden diese am 01. 06.
2003 um 3%, am 01. 06. 2004
um weitere 3% und am 01. 06.
2005 um weitere 2% abgesenkt

Vor dem Hintergrund, dass es die
Arbeitsrechtliche Kommission des
Diakonischen Werkes der Ev. Kirche
Berlin-Brandenburg (DW BB) im
Jahr 2003 nicht geschafft hat, sich
auf eine Lohnerhöhung zu einigen,
legen die angefügten Beschlüsse
des Diakonischen Rates des DW BB
den Verdacht nahe, dass es diese
Arbeitsrechtliche Kommission unter
den Bedingungen der jetzigen
Satzung und in der jetzigen Zu-
sammensetzung nicht mehr lange
geben wird!

Denn offensichtlich ist der Dia-
konische Rat BB (Vorsitz: Dr. Wolf-
gang Huber, der neue Ratsvorsit-
zende der EKD) der Ansicht, die
Arbeitsrechtliche Kommission wird
nur im Rahmen der von ihm ge-
fassten Beschlüsse tätig. Einen
deutlicheren Beweis für die endgül-
tige Abkehr vom dritten Weg und
die Hinwendung zum ersten Weg
der Arbeitsrechtssetzung kann es
kaum noch geben! Es stellt sich
nur die Frage, ob der Diakonische
Rat BB zukünftig noch willfährige

Lakaien als angebliche Arbeit-
nehmervertreter in einer wie auch
immer besetzten Arbeitsrechtlichen
Kommission benötigt, um wenig-
stens den Anschein des dritten
Weges zu wahren oder ob er selbst
dieses Verfahren als lässlich defi-
niert und offen Arbeitsrecht von
Gottes Gnaden setzt.

Georg Güttner-Mayer
ver.di Berlin-Brandenburg

Paradigmenwechsel in der Arbeitsrechtssetzung

Erster, zweiter oder dritter Weg

Dokumentation: 
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(rechnerisches Gesamtergebnis ver-
fahrensabhängig 6,84%)

Dementsprechend beantragen
wir, dass die Vergütungen in allen
Vergütungsgruppen im Bereich der
AVR DWBB in folgender Weise ab-
gesenkt werden:
zum 01. 01. 2004 um 3%
zum 01. 06. 2004 um weitere 3%
zum 01. 06. 2005 um weitere 2%

Durch Dienstvereinbarungen
soll es je nach den Gegebenheiten
der jeweiligen Branche bzw. des je-
weiligen Hauses möglich sein, hier-
von abzuweichen.

Wir haben aus diesem Grund
folgende betriebliche Öffnungs-
klauseln vorgesehen:

Abweichend von § 9 Abs. 1
kann die Arbeitszeit durch eine
Dienstvereinbarung festgelegt wer-
den zwischen 38,5 und 42 Stun-
den pro Woche.

Abweichend von Anlage 13
und Anlage 14 kann in einer
Dienstvereinbarung festgelegt wer-
den, dass ein Urlaubsgeld und eine
Zuwendung nicht oder nur anteilig
gezahlt werden.

Zum Ausgleich struktureller
oder saisonaler Einnahmeausfälle
kann in einer Dienstvereinbarung
festgelegt werden, dass die regel-
mäßige wöchentlich Arbeitszeit
ohne Ausgleich der Vergütung ab-
gesenkt wird.

In einer Dienstvereinbarung
kann festgelegt werden, dass von
den pauschalen Vergütungsabsen-
kungen ganz oder teilweise abge-
sehen wird.

2. Beschluss des Diakonischen
Rates DW-BB vom 8.12.2003

Der Dienstgeberverband im DWBB
wird mit Verweis auf die Beschluss-

fassung des Diakonischen Rates
vom 17.10.2003 nachdrücklich be-
stärkt, für 2004 eine Absenkung
der Vergütungen in Anlehnung an
die Entwicklung der Leistungsent-
gelte für alle Einrichtungen zu ver-
langen.

Der Diakonische Rat stellt neu-
gegründeten oder ausgegründeten
diakonischen Trägern in Aussicht,
sie im Zusammenhang mit der Be-
antragung der Mitgliedschaft bis
zur erfolgten Anpassung der AVR
gem. § 7 Abs. 4 Ziff. 6 der Satzung
des DWBB von der Anwendung
diakonischen Arbeitsrechts zu
befreien.

Mitglieder in wirtschaftlich
schwierigen Situationen werden
ausdrücklich aufgefordert, recht-
zeitig eine Notlagenvereinbarung
mit ihrer Mitarbeitervertretung zu
vereinbaren.

An den Diakonischen Rat 
des Diakonischen Werks 
Berlin-Brandenburg (DWBB) 
Paulsenstraße 55-56
12163 Berlin

nachrichtlich: 
Arbeitgeberseite der AK DWBB
Geschäftsstelle der AK DWBB
Berlin, den 16. Dezember 2003

Aussetzung der Mitarbeit in der
Arbeitsrechtlichen Kommission
auf dem Hintergrund der jüng-
sten Beschlüsse des Diakoni-
schen Rates zur Einmischung 
in die Angelegenheiten der
Arbeitsrechtlichen Kommission
des DWBB

Sehr geehrter Herr Bischof,
sehr geehrte Damen und Herren,

mit größtem Befremden hat die
Arbeitnehmerseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission des DWBB
und deren Entsenderin, die Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeiterver-
tretungen im DWBB, die jüngsten
Beschlüsse des Diakonischen Rates
zur Kenntnis genommen.

Wir sehen in diesen Beschlüs-
sen einen illegitimen Eingriff in die
Souveränität der Arbeitsrechts-
setzung eines jeden Mitglieds der
Arbeitsrechtlichen Kommission.
Besonders schwerwiegend ist dabei
das ungenierte Angebot an diako-
nische Arbeitgeber im DWBB per
Beschluss des Diakonischen Rates,
von den Bestimmungen der AVR
gänzlich abweichen zu können.
Dies ermutigt die Arbeitgeberseite
zu amoralischen und dreisten
Anträgen im Sinne eines verant-

wortungslosen Lohndumpings
nach Rasenmähermethode.

Derartige Beschlüsse konterkarie-
ren die Grundsätze des Dritten
Weges auf das Gröbste und stellen
eindeutig eine Arbeitsrechts-
setzung auf dem Ersten Weg dar.

Die Arbeitnehmerseite sieht 
bei dieser Beschlusslage keine
Möglichkeit mehr, den Dritten Weg
mit Leben zu erfüllen. Als Feigen-
blatt zur Vertuschung einer Ar-
beitsrechtssetzung alleinig durch
die Arbeitgeberseite stehen wir
nicht zur Verfügung!

Mit freundlichen Grüßen

Vorstand der AGMV 
und Arbeitnehmerseite 
in der AK DWBB

Brief an den Diakonischen Rat

Grundsätze des 3. Weges konterkariert
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Der Dritte Weg und insbesondere
die Frage der Arbeitsweise und Zu-
ständigkeitsbereiche von Arbeits-
rechtlichen Kommissionen im Be-
reich der katholischen Kirche wer-
den zurzeit diskutiert und in Frage
gestellt.

Die Mitarbeiterseite der Zentral-
KODA hält die Umsetzung folgen-
der Punkte für unumgänglich,
wenn das integrative System des
Dritten Weges als Alternative zum
Tarifvertragssystem fortentwickelt
werden soll:
1. Ausschluss einseitiger bischöf-

licher Gesetzgebungshand-
lungen im Arbeitsrecht (kein
Letztentscheidungsrecht).

2. Beschlüsse wirken unmittelbar
und zwingend für alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im
Zuständigkeitsbereich.

3. Klare Trennung von Dienstge-
ber- und Gesetzgeber-Funktion

4. Angemessene Kommissions-
größe

5. Zuständigkeit für mindestens ein
Bistum

6. Sicherstellung der Unabhängig-
keit der Mandatsträger:
– Absoluter Kündigungsschutz

für die Mitglieder der Gre-
mien mit Nachwirkung

– Wiedereingliederungshilfen
für langjährige Mandats-
träger

– Sicherung von Rückbindung
7. Sicherstellung der Arbeitsfähig-

keit der Kommissionsmitglieder
– Freistellung
– Freier Zugang zu Kommuni-

kationsmitteln
– Eigenverantworteter Etat
– Öffentlichkeitsarbeit

8. Sicherstellung der Arbeitsfähig-
keit der Mitarbeiterseite
– Anspruch auf Rechtsberatung

nach eigener Wahl
– Kapazität für Geschäfts-

führung
– Öffentlichkeitsarbeit

9. Teilhabe an politischer Einfluss-
nahme nach innen und außen

Diese Erklärung geht schriftlich u.a.
dem Vorsitzenden der Deutschen
Bischofskonferenz (DBK) Kardinal
Lehmann, dem Sekretär der DBK
Pater Langendörfer und den Pro-
fessoren Richardi und Dütz als Mit-
glieder der dazu von der DBK ein-
gesetzten Kommission zu.

16. Dezember 2003

Würzburger Erklärung der Mitarbeiterseite der Zentral-KODA

»Charta des Dritten Weges«

Die Mitarbeiterseite 
der Zentral-KODA 
(siehe Kasten)

dokumentiert mit ihrer »Würz-
burger Erklärung« den Anspruch
der MitarbeiterInnen, an der
Diskussion über die Weiterent-
wicklung des Dritten Weges
unmittelbar beteiligt zu werden.

Die Zentral-KODA ist ein von
den katholischen Bischöfen einge-
richtetes Beratungsgremium in
bundesweit relevanten Fragen des
katholischen Arbeitsvertragsrechts.

Mit den Forderungen der
»Charta des Dritten Weges« sollen
die eklatanten Mängel dieser Form
der Arbeitsrechtsetzung beseitigt

werden. Nur so kann nach Mei-
nung der Arbeitnehmerseite »das
integrative System des Dritten
Weges als Alternative zum Tarif-
vertragssystem« fortentwickelt
werden. »Die Arbeitsweise und der
Zuständigkeitsbereich von Arbeits-
rechtlichen Kommissionen im Be-
reich der katholischen Kirche wer-

Zentral-KODA
Zentrale Kommission zur Ord-
nung des Arbeitsvertragsrech-
tes im kirchlichen Dienst der
Kath. Kirche 

Zusammensetzung: Je 21 Vertrete-
rInnen der Dienstgeber und der
MitarbeiterInnen, davon jeweils 14
VertreterInnen der Bistümer und 7
VertreterInnen aus der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes.

Die Zentral-KODA arbeitet auf der
Grundlage der Ordnung für die
Zentrale Kommission zur Ordnung
des Arbeitsvertragsrechtes im
kirchlichen Dienst von 1998.
Aufgaben:
1. Ausfüllung von Öffnungsklau-

seln in staatlichen Gesetzen,
2. Fassung von Einbeziehungsab-

reden für Arbeitsverträge hin-
sichtlich der Loyalitätsobliegen-
heiten und Nebenpflichten
gemäß der Grundordnung,

3. kirchenspezifische Regelungen

a) für die Befristung von Arbeits-
verhältnissen, 

b) soweit nicht bereits von 
Nr. 1 erfasst, Regelungen für
den kirchlichen Arbeitszeit-
schutz, insbesondere für den
liturgischen Dienst,

c) für Mehrfacharbeitsverhält-
nisse bei verschiedenen Dienst-
gebern,

d) für die Rechtsfolgen des
Wechsels von einem Dienst-
geber zu einem anderen 
Dienstgeber.

Träume sind Schäume
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den zurzeit diskutiert und in Frage
gestellt.«

Der »Dritte Weg« wird jetzt zu-
sätzlich noch dadurch in Frage ge-
stellt, dass die kirchlichen Arbeits-
verträge dem Recht der Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen und
somit einer gerichtlichen Überprü-
fung unterliegen.

Das ist auch konsequent, da
die Entscheidungen der Arbeits-
rechtlichen Kommissionen in der
katholischen Kirche erst durch
einen Rechtsetzungsakt des
Bischofs rechtswirksam werden.

Diesen Rechtsetzungsakt nennt
man »Promulgation«.

Die Bischöfe sind aber nicht
verpflichtet, diese Beschlüsse – gar
unverändert – in Kraft zu setzen.
Die KODAen, wenn auch paritä-
tisch besetzt, erweisen sich somit
lediglich als Beratungsgremien des
bischöflichen Gesetzgebers.

Die von der Arbeitnehmerseite
genannten Punkte »zur Fortent-
wicklung des Dritten Weges« be-
seitigen diesen elementaren Man-
gel nicht. Der Wunsch, für die
kirchlichen Regelungen die »Tarif-

vertragsqualität« zu erreichen, wird
keinesfalls erreicht. Dazu ist die
Mitwirkung der Gewerkschaften
auf der Grundlage des Tarifver-
tragsgesetzes erforderlich.

Die Beschäftigten im Kirchen-
bereich sind bei ver.di organisiert.
ver.di ist bereit, mit den Kirchen
direkt, unmittelbar und konstruktiv
über die Weiterentwicklung des
kirchlichen Arbeitsrechtsrege-
lungssystems zu verhandeln. 
ver.di wird dabei die Grundlage 
der katholischen Soziallehre be-
rücksichtigen.

1.800 gefüllte Frühstücksboxen 
mit eben diesem Slogan wurden 
im Oktober/November 2003 allein
in Schleswig-Holstein an Diakonie-
beschäftigte verteilt.

Die Diakonie der nordelbischen
Kirche in Hamburg und Schleswig-
Holstein war die Startregion für
eine auf Initiative des Bundes-
fachbereichs Gesundheit, Soziale
Dienste, Wohlfahrt und Kirche
entwickelte Kampagne. »Ohne die
finanzielle Unterstützung durch die
ver.di Bundesverwaltung wäre eine
solche Kampagne nie durchführbar
gewesen«, sagte Kollege Jens
Waubke von ver.di Hamburg.

Ziel dieser Kampagne war es,
ver.di in diesen Einrichtungen zum
Thema zu machen und für Tarif-
verträge und neue Mitglieder zu
werben. Aktionsstände vor den
Einrichtungen sowie die Teilnahme
von GewerkschafterInnen an Mit-
arbeiterversammlungen waren die
Kernpunkte der Kampagne, be-
gleitet von Großflächenplakaten.

Inhaltliche Schwerpunkte wurden
in einer Serie von vier Flyern dar-
gestellt, die mit den Werbeartikeln
verteilt wurden. »Diese Flyer sind
wirklich gut, hier wird nicht über-
redet, sondern gezielt informiert«
so Hans-Jürgen Piest, ver.di Nord
Landesfachgruppe Kirchen, Diako-
nie und Caritas.

Viele Kolleginnen und Kollegen
haben sich an den Aktionen betei-
ligt. An jedem der vier Aktionstage
gab es Info-Stände vor den wich-
tigsten Eingängen des diakoni-
schen Krankenhauses in Flensburg.

»Ein besonderer Dank gilt unseren
aktiven ver.di Senioren und Senio-
rinnen für ihre Unterstützung«,
erläuterte Gewerkschaftssekretär
Wilfried Lunow.

Mit der Kampagne wurde eine
gute Basis für eine intensivere Ge-
werkschaftsarbeit in diesen Einrich-
tungen geschaffen. Erste Erfolge
sind da: es gibt neu gegründete
Betriebsgruppen, die bei den Pro-
blemen vor Ort nicht locker lassen.

Die Fotos auf dieser wie auf 
der Titelseite zeigen die Aktion.

ver.di-Kampagne in Schleswig-Holstein

»Damit es immer was zu beißen gibt!«
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Bielefeld – Franz Levenig, ver.di-
Sekretär in Bielefeld, wird künftig
allen widersprechen, die irgend
etwas von Entsolidarisierung
brummeln. Oder die sich über die
angebliche Unlust, sich zu engagie-
ren, auslassen. »Das ist alles Un-
sinn«, ahnte Levenig schon immer,
jetzt ist er sich sicher. Die Leute
wollen sich engagieren, sie opfern
gerne ihre Freizeit, verfassen und
verteilen Flugblätter, diskutieren an
Infoständen mit Passanten. Sie
wollen nur klar wissen, wofür sie
sich einsetzen. 

In Bielefeld ging es um Niedrig-
löhne und um die Kirche. Denn die
von-Bodelschwinghschen- Anstal-
ten Bethel und das Evangelische

Johanneswerk – mit 14.000 und 
6.500 Beschäftigten sind sie die
beiden größten Sozialkonzerne
Europas – suchten nach Möglich-
keiten, ihre Kosten zu senken. Der
rechtliche Hintergrund: Bei den
Kirchen werden zwar Löhne und
Gehälter bezahlt, die sich am
öffentlichen Dienst orientieren.
Aber genau genommen haben

Tarifverträge dort keine Geltung.
Statt dessen gibt es eine inner-
kirchliche Arbeitsrechts-Regelung.
Die wiederum kann jederzeit ge-
ändert werden. So beschlossen
arbeitsrechtliche Kommissionen der
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, die Löhne im Niedriglohnbe-
reich zu senken, also für den Servi-
cedienst und die Reinigungskräfte.
Das sind Frauenbereiche, in denen
viele Zuwanderinnen arbeiten. 

Sozialkonzerne sanieren sich
auf Kosten der Schwachen 
Die Begründung der Organisatio-
nen war schlicht: In der freien
Wirtschaft würden für Service-
Dienste und Reinigung wesentlich
niedrigere Sätze bezahlt als bisher
bei der Kirche. Und deshalb sollten
künftig für diese Arbeitsbereiche
auch in den von-Bodelschwingh-
schen-Anstalten Bethel und dem
Evangelischen Johanneswerk die
niedrigeren Sätze gelten. Die Folge:
Alle Beschäftigten, die ab Januar
2002 eingestellt wurden, bekom-
men rund 300 Euro im Monat we-
niger. Für die Frauen bedeutet das:
Etwa 1450 Euro brutto im Monat.
Abzüglich der Sozialabgaben blei-
ben den oft alleinerziehenden
Frauen nur wenige Euro mehr, als
sie bei Nicht-Arbeit als Sozialhilfe
bekämen. 

Den Skandal öffentlich machen 
Für ver.di in Bielefeld war diese
Vorgehensweise der Kirche, die die
Geringverdiener und Schwachen
trifft, nur eines – ein Skandal. Die
Kampagne, die die ver'dianer im
Frühjahr dieses Jahres starteten,
hatte denn auch ein klares Ziel: Sie
sollte diesen Skandal öffentlich ma-
chen, anprangern und dazu beitra-
gen, dass die beiden Organisatio-
nen ihre Entscheidung noch einmal
überdenken. »Doch uns war
schnell klar: Die Chance, dass die
Lohnkürzung revidiert wird, war
gering«, erzählt Levenig. 

Riesige Resonanz
Parteien und Verbände schlossen
sich vor Ort zusammen: Grüne,
SPD, Attac, die türkische Arbeit-
nehmerorganisation DIDF, Betriebs-
räte, Personalräte. Infoblätter wur-
den erarbeitet, Infostände organi-
siert. »Die Resonanz war riesig«,
freut sich Levenig. Wo immer sich
die Gelegenheit bot, wurde die
Lohnsenkung bei den kirchlichen
Organisationen angeprangert. Im
Juni zum Beispiel organisierte die
Initiative eine Postkartenaktion. 
10.000 Postkarten wurden ge-
druckt. Sie sollten an die Leitung
der von-Bodelschwinghschen-
Anstalten Bethel und das Biele-
felder Rathaus geschickt werden.
Levenig registrierte einen Rücklauf
von 30 Prozent: »Das ist irrsinnig
hoch«, betont er. Denn laut Kam-
pagnen-Experten ist bei solchen
Aktionen ein Rücklauf von nur fünf
bis zehn Prozent üblich. 

Auf Pressekonferenzen verdeut-
lichte die Initiative ihren Stand-
punkt: Dass es eigentlich unter
dem Niveau der Kirche ist, sich auf
Kosten der Niedrigverdiener sanie-
ren zu wollen. Doch die Kampagne
blieb nicht nur bei den Problemen
vor Ort. »Wir haben die Auswir-
kungen der Gesundheitspolitik auf
die Situation der Beschäftigten auf-
gezeigt«, sagt Levenig. Auch die
Verantwortlichen bei der Kirche
trifft der Vorwurf: denn nur, wenn
die jeweiligen Arbeitgeber mit-
machen, kann die Abwärtsspirale
in Gang kommen und in Gang
bleiben. 

»Wir können doch was
erreichen«
Ob Schwestern, Pfleger, Ärzte,
Sozialarbeiter, Therapeuten – die
Solidarität war groß. Kein Wunder.
Konnte doch jeder schnell nach-
vollziehen, dass es nicht bei den
Putzkräften und dem Service blei-
ben würde. Wenn Lohndumping in
einem Bereich funktioniert, warum

Bielefelder Kampagne gegen Hungerlöhne

ver.di stellt Kirche an den Pranger 
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sollten andere Bereiche davon ver-
schont bleiben? Gewerkschafter
wissen aus leidvoller Erfahrung:
»Weitere Eingriffe in Tarifstandards
sind dann nur eine Frage der Zeit.«  

Nein, die Kirche hat die Kür-
zungen nicht zurück genommen!
Vergeblich war die Kampagne
dennoch nicht. »Wir haben die
Verantwortlichen ins Mark getrof-

fen«, weiß Levenig. Sie hatten ver-
mutlich nicht angenommen, dass
es – wo es doch »nur« um einige
Beschäftigte ging – zu einer sol-
chen Solidarität kommen würde
mit dem einhelligen Tenor: »Die
Absenkung der Löhne ist eine
Schweinerei.«

Dazu kam noch die Erfahrung
in der Bündnisarbeit. Die Aktiven

waren trotz der Monate, die die
Kampagne dauerte, bei der Stange
geblieben – belohnt durch die
große Resonanz, die die Aktionen
zur Folge hatten. Die Erkenntnis:
»Wir können ja doch was gestal-
ten, was bewirken.« Von diesem
Aha-Moment bis zur Frage: »Was
machen wir als nächstes?« ist es
nur ein Tippelschritt.

Jana Bender 

»Kirche und Stadt machen 
nicht satt! Gemeinsam gegen
Hungerlöhne«
Die Broschüre »Kampagne gegen
Niedriglöhne« ist zu bestellen über
ver.di Bezirk Bielefeld /Gütersloh
Oelmuehlenstraße 57-59
33604 Bielefeld
Kontakt: Franz Levenig, 
Tel. 0521 / 41714-237
e-mail: franz.levenig@verdi.de

ver.di-Kampagne zur Arbeitszeit

»Mein Frei gehört mir«

Die Gewerkschaft ver.di startet
zur Zeit die Kampagne »Mein
Frei gehört mir!« In Kranken-
häusern, Altenheimen, ambu-
lanten Pflegediensten und im
Servicebereich ist das »Holen
aus dem Frei« eine gängige
Praxis, um Personalengpässe
auszugleichen. Das verschärft
die Arbeitssituation der betrof-
fenen ArbeitnehmerInnen oft
bis ins Unerträgliche. Für viele
junge Krankenschwestern/-
pfleger und AltenpflegerInnen
ist dies meist der Hauptgrund

dafür, wenn sie frühzeitig aus
ihrem Beruf aussteigen.

In kirchlichen Einrichtungen
fehlen den Beschäftigten und
den Mitarbeitervertretungen
(MAVen) oft die arbeitsrecht-
lichen Kenntnisse, um dem
Treiben so mancher Leitungen
ein Ende zu setzen. Als ersten
Schritt müssen sich alle arbeits-
rechtlich fit machen, damit bei
entsprechenden Anrufen oder
Anfragen MitarbeiterInnen
antworten können: »Mein Frei
gehört mir!«

Das Recht auf Freizeit
Aus den tarifrechtlichen Bestim-
mungen zur Arbeitszeit ergibt sich
nicht nur die Pflicht zur Arbeit,

sondern auch das Recht auf eine
ungestörte und planbare Freizeit.
Die regelmäßige Arbeitszeit ist in 
§ 15 BAT/§ 9 AVR (Arbeitsvertrags-
richtlinien) Diakonie/ Anlage 5 § 1
AVR Caritas mit »durchschnittlich
38,5 Stunden wöchentlich« fest-
gelegt. Gibt es keine regelmäßige
Wochenarbeitszeit, wie z.B. in
Schichtbetrieben, sind Dienstpläne
zu erstellen. Die Notwendigkeit der
Erstellung eines Dienstplanes ergibt
sich einerseits aus der arbeitsver-
traglichen Festlegung auf durch-
schnittlich 38,5 Stunden (bei Voll-
zeitkräften), andererseits aus der
Überstundenregelung nach § 17
BAT. Der Planungszeitraum beträgt
in der Regel 26 Wochen (§ 15 (1)
BAT). Auch bei flexiblen Arbeits-
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zeitsystemen (§ 9b AVR Diakonie,
Arbeitszeitkonten/Anlage 5b AVR
Caritas, Mobilzeit) muß z.B. durch
Dienstpläne im vorhinein festgelegt
sein, innerhalb welchen Zeitraums
welche Arbeitsleistungen zu erbrin-
gen sind. Wird der Dienstplan
unterschrieben, ist er verbindlich.
Er kann nur mit Zustimmung des
Mitarbeiters verändert werden.
Einseitige Veränderungen sind
nicht rechtens (außerdem ist der
Arbeitgeber verpflichtet, die Mit-
bestimmungsrechte der MAV zu
beachten).

Der Arbeitgeber hat gegenüber
dem Arbeitnehmer auch eine
Fürsorgepflicht. D. h. er hat bei 
der Gestaltung der Arbeitsbedin-
gungen vermeidbare gesundheit-
liche Gefahren von dem Arbeitneh-
mer fernzuhalten und die berech-
tigten Schutzinteressen des Arbeit-
nehmers, wie die auf Freizeit und
geregelte Arbeitszeit, zu berück-
sichtigen.

Holen aus dem Frei ist nicht
erlaubt
Der Arbeitgeber ist ausschließlich
während der geplanten Arbeitszeit
weisungsberechtigt. In der Freizeit
besteht ein absolutes Weisungsver-
bot. Dies ergibt sich daraus, dass

der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer
nur Tätigkeiten zuweisen darf, die
von seiner Arbeitspflicht erfasst
sind. Die Arbeitspflichten sind im
Arbeitsvertrag bzw. in den gültigen
Tarifverträgen oder Arbeitsvertrags-
richtlinien (AVR) festgeschrieben.
Für den Fall, dass sich der Arbeit-
nehmer in seiner Freizeit bereit hal-
ten muss, um auf Anordnung des
Arbeitgebers die Arbeit aufzuneh-
men, sieht der § 15(6b) BAT/Anla-
ge 8 A.(6) AVR Diakonie/Anlage 5
§ 7 AVR Caritas ausdrücklich vor,
dass in diesem Falle Rufbereitschaft
anzuordnen ist, die extra vergütet
werden muss.

Darüber hinaus ist in § 7 des
Nachweisgesetzes geregelt, dass
die vereinbarte Arbeitszeit schrift-
lich festzulegen ist. Für so genann-
te Abrufkräfte (mit einem entspre-
chenden Arbeitsvertrag!) sieht das
Teilzeit- und Befristungsgesetz vor,
dass der Arbeitnehmer nur dann
zur Arbeitsleistung verpflichtet ist,
wenn der Arbeitgeber ihm die 
Lage seiner Arbeitszeit mindestens
4 Tage im Voraus mitteilt (§ 12
TzBG). Nur über ausdrückliche
Regelungen in einem Tarifvertrag
kann davon abgewichen werden.
Diese gibt es aber im BAT oder den
AVR nicht.

Es ist nicht erlaubt, dass der Ar-
beitgeber den Mitarbeiter während
der Freizeit anruft und ihn auffor-
dert, aus dem »Frei« zu kommen.
Sollte der Arbeitgeber mit recht-
lichen Schritten drohen, so ist dies
ungesetzlich und kann den Tat-
bestand der Nötigung erfüllen 
(§ 240 StGB).

Nach § 315 BGB bestimmen
sich die Leistungen aus einem Ver-
trag im Zweifel nach dem Grund-
satz des billigen Ermessens. Liegt
bei der Personaleinsatzplanung ein
Organisationsverschulden des
Arbeitgebers vor, so ist es unbillig,
wenn der Arbeitgeber sein Ver-
schulden auf den Arbeitnehmer
abwälzt. Der Arbeitgeber hat stets
die Grundsätze der Fürsorgepflicht
und die tariflichen Bestimmungen
einzuhalten. Um den betrieblichen
Ablauf zu sichern, stehen dem

Arbeitgeber andere Möglichkeiten
frei, wie z. B. der Einsatz von
Fremdfirmen oder von Abrufkräf-
ten (nach den Regelungen des Teil-
zeit- und Befristungsgesetzes).

»Früher nach Hause schicken«
oder »Minusstunden«
– auch das ist nicht erlaubt
Der Mitarbeiter hat die Pflicht und
auch das Recht, entsprechend sei-
ner arbeitsvertraglichen Regelun-
gen zu arbeiten. Genau so, wie der
Arbeitgeber auf die Arbeitspflicht
des Mitarbeiters besteht (unent-
schuldigtes Fehlen ist ein Kündi-
gungsgrund), kann der Arbeitneh-
mer auf seinem Recht bestehen.
Schickt der Arbeitgeber den
Arbeitnehmer früher nach Hause
oder plant er in dem Dienstplan
»Minusstunden« ein, so kommt er
in Annahmeverzug.

Der § 615 BGB regelt die Ver-
gütung bei so genanntem Annah-
meverzug. Das Bundesarbeitsge-
richt hebt in seiner Entscheidung
(vom 23.6.1994 – 6AZR 853/93 )
darauf ab, dass der Arbeitgeber
innerhalb eines Arbeitsverhältnisses
das Risiko der Unmöglichkeit der
Arbeitsleistung aus im Betrieb lie-
genden Gründen trägt, da er außer
dem Betriebsrisiko auch das Wirt-
schaftsrisiko trägt. Nimmt der Ar-
beitgeber die vom Arbeitnehmer
angebotene Arbeitsleistung nicht
an, so entbindet ihn das nicht von
seiner Pflicht der vertraglich verein-
barten Gehaltszahlung. Diese
Grundsätze kommen nur dann
nicht zur Anwendung, wenn die
Unmöglichkeit der Beschäftigung
auf das Verhalten des Arbeitneh-
mers zurückzuführen ist oder das
die Betriebsstörung herbeiführende
Ereignis den Betrieb wirtschaftlich
so schwer trifft, dass bei Zahlung
der vollen Löhne die Existenz des
Betriebes gefährdet sein würde.

Der § 52a BAT (keine Entspre-
chung in den AVR) regelt die Fort-
zahlung der Vergütung in beson-
deren Fällen. »Bei Arbeitsausfall
infolge vorübergehender Betriebs-
störungen betriebstechnischer oder
wirtschaftlicher Art, z. B. Mangel

Es gibt Diebe,

die von den Gesetzen nicht bestraft werden

und den Menschen das kostbarste stehlen:

Die Zeit

Karl Kraus
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an Rohstoffen oder Betriebsstof-
fen« wird zwar dem Angestellten
das Gehalt weiter gezahlt, aber der
Arbeitgeber ist berechtigt zu ver-
langen, dass die ausgefallene Ar-
beitszeit unter Beachtung der ge-
setzlichen Vorschriften innerhalb
von zwei Wochen ohne nochmali-
ge Bezahlung nachgeholt wird.
Zum Begriff der Betriebsstörung
werden in der Kommentierung
Ereignisse beispielhaft aufgezählt
wie Ausfall der Elektrizität oder der
Heizung, Überschwemmung und
Brände. Unter Mangel an Be-
triebsstoffen ist z. B. der Mangel
an Brennstoffen zu verstehen 
(s. Uttlinger, Breier u. a.; Kommen-
tar zum § 52a BAT).

Die Gewerkschaft ver.di stellt
im Rahmen der Kampagne »Mein
Frei gehört mir« umfangreiches
Material zur Verfügung. Eine sechs-
teilige Flugblattserie kann unter an-
derem aus dem Internet abgerufen
werden. Die Broschüre »kleine
Rechtshilfe« und weiteres Material
können über die zuständige ver.di
Bezirksverwaltung bezogen wer-
den. Im Internet ist eigens eine
Homepage mit vielen weiteren
nützlichen Informationen einge-
richtet worden: 
www.mein-frei.verdi.de

Als Arbeitshilfe für MAVen
drucken wir eine Musterdienst-
vereinbarung ab. Betriebliche
Besonderheiten müssen berück-

sichtigt und eingebaut werden. 
Die arbeitsrechtlichen Vorschriften
beziehen sich auf den BAT. Sie
müssen auf die jeweils geltenden
kirchlichen Regelungen umge-
schrieben werden.

Der Dienstplan ist ein Dokument und mit einem doku-
mentenechten Stift zu erstellen. Er ist von der PDL zu
unterzeichnen.

Der Dienstplan ist bis zum 15. des Vormonats
fertig zu stellen.

Die Stationsleitung bespricht den Dienstplan-
entwurf mit den MitarbeiterInnen und berücksichtigt
deren persönliche Bedürfnisse.

In den 4 Wochen- bzw. Monatsdienstplänen wird
die Soll-Arbeitszeit aufgeführt.

Bei allen MitarbeiterInnen (auch den Teilzeit-
kräften) werden die Arbeitstage und die freien Tage
für die gesamte Planungsdauer vollständig gekenn-
zeichnet.

In dem Dienstplan sind alle Veränderungen wie
Mehrarbeit (bei Teilzeitkräften), Überstunden,
Krankheit, Fortbildung, Mutterschutz etc. zu doku-
mentieren.

Wochenend- und Feiertagsdienste sind gleichmä-
ßig auf die MitarbeiterInnen zu verteilen. Das gilt auch
für die Teilzeitkräfte entsprechend ihres Stellenanteils.

Bei Wochenenddiensten ist grundsätzlich ein
regelmäßiger Rhythmus einzuhalten.

Innerhalb von 14 Tagen muß mindestens ein
Wochenende (Samstag/Sonntag) dienstfrei sein. Den

MitarbeiterInnen ist die Möglichkeit von Freizeit-
blöcken zu gewähren.

Innerhalb des regelmäßigen Dienstplanes darf
jede/r MitarbeiterIn innerhalb von 14 Tagen höchstens
10 (11) Tage arbeiten.

Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten
Arbeitsstunden, die über für die Woche dienstplan-
mäßig festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen 
(bei einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit
von 38,5 Stunden). Sie werden entsprechend § 17/35
BAT (beachte die flexiblen Arbeitszeitregelungen der
AVR - Arbeitszeitkonto bzw. Mobilzeit und den
dadurch bedingten anderen Überstundenbegriff!!)
vergütet.

Überstunden dürfen nicht dienstplanmäßig vorge-
sehen werden. Teilzeitkräfte sind in der Regel nicht zur
Mehrarbeit heranzuziehen.

Bei notwendiger Anordnung von Überstunden,
sind die betroffenen MitarbeiterInnen und die MAV
umgehend zu informieren. Grundsätzlich ist die An-
ordnung von Überstunden während der arbeitsfreien
Zeit nicht möglich.

In regelmäßigen Abständen, mindestens zweimo-
natlich, beraten die PDL und die MAV über die Einhal-
tung und konkrete Ausgestaltung dieser Grundsätze.

Musterdienstvereinbarung zur Dienstplangestaltung
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Die Teilzeitarbeit breitet sich aus.
Die Teilzeitquote stieg zwischen
1993 und Ende 2002 auf 25,9
Prozent. Und der Trend hält weiter
an. Die gesellschaftliche und be-
triebliche Akzeptanz von Teilzeitar-
beit hat somit stark zugenommen.
Viele Varianten sind denkbar und
heute auch rechtlich abgesichert.

Die Rahmenbedingungen der Teil-
zeitarbeit sowie für geringfügige
Beschäftigung im Arbeits-, Steuer-
und Sozialrecht sind vor allem in
jüngster Vergangenheit verändert
worden. Das berücksichtigt dieser
aktuelle Ratgeber. 
Er macht auch deutlich, dass in der
Praxis noch Stolperfallen zu finden

sind und zeigt Konsequenzen so-
wie Lösungen auf. Auch die Aus-
züge aus den relevanten Gesetzen
und die Musterarbeitsverträge sind
sehr hilfreich. 
Judith Kerschbaumer, Michael
Kossens, Torsten Tiefenbacher,
Bund-Verlag, Frankfurt/M.,
2003, 183 Seiten, 12,90 Euro.

Literaturhinweis

111 Tipps zur Teilzeitarbeit

Aus der Presse erfahren wir ständig
neue Vorschläge für die unter-
schiedlichsten Reformen. Die Par-
teien und ihre Kommissionen kon-
frontieren uns täglich mit neuen
Varianten des Sozialabbaus. Dabei
ist auch immer wieder unsere
Rente auf dem Prüfstand.

So genannte Experten wollen
die Kosten (Beiträge der Arbeitge-
ber und die Ausgaben der Renten-
träger) drastisch senken. Aber wie?

Hierfür gibt es unter anderem
folgende Vorschläge:
1. Das Alter des frühesten Renten-

beginns soll auf 63 Jahre ange-
hoben werden.

2. Die Lebensarbeitszeit wird auf
67 Jahre heraufgesetzt.

Doch wie ist die Wirklichkeit
meines Arbeitsalltages? Seit über
40 Jahren arbeite ich als Erzieherin
in einer Kindertagesstätte mit Kin-
dern im Alter von zwei bis zehn
Jahren. In der letzten Zeit merke
ich immer öfter, dass ich mit mei-
nen psychischen und physischen
Kräften an meine Grenzen stoße.
Das Heben und Tragen der Kinder,
sich zu ihnen hinunter beugen, um
die Schuhe zuzumachen, sie zu
trösten, zu umarmen oder mit
ihnen am Boden zu spielen: das
alles ist auf Dauer eine große Be-
lastung. Oft bestimmen Rücken-
probleme meinen Alltag. Zwölf 
bis fünfzehn wilde, fröhliche und

lärmende Kinder in einem Raum,
die spielen, singen und toben,
übersteigen jeden zugelassenen
Lärmpegel. So kann sich jede/r vor-
stellen, dass 40 Dienstjahre ihre
Spuren hinterlassen. Diese Erfah-
rungen machen aber auch schon
die jungen Kolleginnen.

Der Gedanke, noch bis zum 
67. Lebensjahr arbeiten zu müssen,
ist mir unerträglich. Welche Zu-
mutung auch für die Kinder! Oder
können Sie sich vorstellen, mit 
67 Jahren munteren Zweijährigen
hinterher zu rennen und über den
Spielplatz zu tollen? Oder mit
zehnjährigen Hortkindern durch die
Wälder zu streifen, Fahrradtouren
zu veranstalten oder Fußball zu
spielen? Da frage ich mich doch,
wer muss dann für wen sorgen?

Und wie sieht es mit den Kolle-
ginnen und Kollegen aus? Oft
spüre ich, dass sie mich und meine
Arbeit aufgrund meines Alters
leicht belächeln. Die Werbung und
die Medien machen es uns doch
immer wieder vor: Heute zählt nur,
»jung und dynamisch« zu sein.
Dagegen zählen Erfahrungen, die
Möglichkeit des Vergleichs unter-
schiedlicher pädagogischer Kon-
zeptionen und ein guter Fundus
praktischer Ideen gar nichts.

Noch schwieriger wird die
Situation, wenn auch der Arbeit-
geber an älteren Arbeitnehmern
nicht interessiert ist. Das kann

unterschiedliche Gründe haben:
– Die Lohn- und Gehaltskosten

bei Älteren sind höher.
– Vorgesetzte, die meist wesent-

lich jünger sind, fühlen sich den
Älteren angesichts deren Erfah-
rungen und Wissen oftmals
unterlegen, anstatt dies als Be-
reicherung für die Arbeit zu er-
fahren.

– Starke Persönlichkeiten sind
scheinbar eine Bedrohung für
die Leitungen.

So ist die Situation für ältere Mitar-
beiterinnen schon heute zuneh-
mend schwierig. Und dann noch
bis 67 arbeiten?

Was geschieht im Moment?
Viele Arbeitgeber haben das glei-
che Ziel: Ältere MitarbeiterInnen
müssen weg! Angestrebt werden
Auflösungsverträge. Und wenn
die/der Beschäftigte das nicht will?
Die härteste Variante ist Mobbing.
Die Kollegin/der Kollege wird psy-
chisch so stark unter Druck gesetzt,
dass nur noch die Flucht in die
Krankheit oder die Kündigung
möglich scheinen. Doch diese
Kündigung hat nicht unerhebliche
Rentenkürzungen zur Folge, der
soziale Abstieg im Alter ist vor-
programmiert. Das darf nicht sein,
das wollen wir nicht!

Das Heraufsetzen der Lebens-
arbeitszeit auf 67 Jahre muss ver-
hindert werden!

Arbeiten bis 67 – als Erzieherin? 

Nein Danke!



23Kirchen .info Nr. 1 · Frühjahr 2004

Die Ev.-Luth. Kirche in Bayern plant
bis zum Jahre 2006 Einsparungen
in Höhe von rund 80 Millionen
Euro. Dies geht in hohem Maße 
zu Lasten der Beschäftigten: 
von Stellenkürzungen bis hin zu
betriebsbedingten Kündigungen
wird nichts ausgeschlossen. Aus
Sicht von ver.di ist es allerdings ein
Skandal, dass die Landeskirche von
diesen Kürzungsplänen angesichts
eines unerwarteten Geldsegens
von 50 Mio. Euro nicht abrückt
und unbeirrt ihren Sparkurs weiter
verfolgt. 

Rückerstattungen aus dem
Clearingverfahren der Gliedkirchen
in Deutschland für die Jahre 1997
und 1998 hat zu diesem Geld-
segen geführt. Zudem ergibt sich
noch in 2003 eine Verminderung
der Vorauszahlungen in diesen
Clearingtopf von 19 Mio. Euro.
Es ist davon auszugehen, dass 
auch für die Jahre 1999 bis 2002
Rückerstattungen in Höhe von 
ca. 100 Mio. Euro zu erwarten
sind.

Anstatt die Entspannung der
Haushaltslage dafür zu nutzen, ein
durchdachtes Sparkonzept unter
Beteiligung der Gemeinden, Dien-
ste und vor allem der Beschäftigten
in die Wege zu leiten, werden
diese zusätzlichen Mittel vor allem
in einen Notfonds und Sonder-
haushalte eingestellt. Soll damit
vorhandenes Geld unsichtbar
gemacht werden? Was veranlasst
die Kirche zu einem solchen Kurs?
Die Beschäftigten, die seit Mona-
ten auf die Kosten jedes einzelnen
Radiergummis achten müssen 
und Angst um ihren Arbeitsplatz
haben, können das Verhalten ihrer
Kirche nicht mehr nachvollziehen.

Angesichts des aktuellen
Geldsegens hat der Landeskirchen-
rat Mitte November kleinlaut
entschieden, die im Sommer den
Gemeinden verordnete Kürzung
der Haushaltsmittel von 8% wieder
zurück zu nehmen. Trotz dieser
Rücknahme verlieren die Gemein-
den immer noch erhebliche Mittel
im Vergleich zu 2002. »Es ist schon

merkwürdig, dass man den Ge-
meinden erst Haushaltsmittel
wegnimmt, um ihnen dann mit
einem Notfonds auf wacklige Beine
zu helfen«, so die ver.di Fach-
breichssekretärin Irene Gölz. Und: 
ist es wirklich eine Investition in die
Zukunft, PfarrerInnen mit 19 Mio.
Euro den Ausstieg aus dem Berufs-
leben zu vergolden (»Personal-
struktursicherungsgesetz«) anstatt
sichere und motivierende Dienst-
verhältnisse zu schaffen? Dies 
wäre umso wichtiger, da in den
nächsten Jahren ein Pfarrermangel
absehbar ist. Vielleicht wäre es
dem kirchlichen Finanzreferenten ja
lieber gewesen, wenn der warme
Geldsegen aus dem Clearing-
verfahren erst nach dem Haushalts-
beschluss der Herbstsynode ge-
flossen wäre?

München, den 24.11.2003
Presseinformation ver.di-Landes-
bezirk Bayern, Kontakt: Irene
Gölz, Tel. 089/5 99 77 -1031 
oder 0170/57 49 008

Landeskirche ignoriert verbesserte Finanzsituation

Sparwut trotz Geldsegen in Bayern

Der Verband kirchlicher Mitarbeiter
(VKM) besetzt in der Arbeitsrecht-
lichen Kommission in Hessen und
Nassau alle 10 Arbeitnehmersitze.
Für den diakonischen Bereich muss
er 300 Mitglieder nachweisen, um
entsendungsberechtigt zu sein. Da
er nur in einer einzigen Einrichtung
stark vertreten ist und in den ande-
ren gut 150 in Hessen Nassau so
gut wie gar nicht, musste er eine
Mitgliederwerbekampagne starten.
Ein Werbefaltblatt wurde aufge-

legt, 12 Köpfe werben darin für
den VKM. 12 Personen aus reprä-
sentativen Berufsfeldern zu finden
ist ein Problem für einen Verein,
der nur in einer einzigen Behinder-
teneinrichtung vertreten ist.

Ein Ex-Mitarbeiter der Diakonie
sah zufällig sein Konterfei auf dem
VKM-Werbeblatt. Der Mitarbeiter
war nie dazu gefragt worden und
– äußerst peinlich für den VKM – er
ist seit 25 Jahren Mitglied der ÖTV
bzw. ver.di. Der Mitarbeiter erhob

Klage und der VKM machte einen
Rückzieher. In einer Vereinbarung
verpflichtet sich der VKM, ab sofort
zu unterlassen, das Bild des be-
troffenen Kollegen abzudrucken
und zu verbreiten. Bei Zuwider-
handlung zahlt der VKM an ihn
eine Strafe von 4.000 Euro. Der
VKM musste sich in aller Form ent-
schuldigen und verpflichtete sich,
im nächsten Info-Heft des VKM
eine Gegendarstellung in herausra-
gender Form abzudrucken.

VKM muss Werbeblätter einstampfen

Peinlich



21. bis 23. Juni 2004 im Hotel-Kolpinghaus in Fulda

veranstaltet vom ver.di-Bundesarbeitskreis 

Behindertenhilfe für Interessenvertretungen 

in Behinderteneinrichtungen

Ausschreibung und Anmeldeunterlagen 

ab März 2004

Information:

Renate Richter

ver.di Bundesverwaltung

Tel. 030 / 69 56 -18 42

Mobil: 0177 / 459 78 42

Fax 030 / 69 56 -34 20

Fachtagung

»Die Zukunft der professionellen 
Behindertenhilfe«




